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1. Einleitung 

 

In dem Bericht werden polnische Stellungnahmen, Praxen, Studien und Forschungen zum 

Phänomen älter werdender Belegschaften dargestellt. Der Bericht ist Teil eines deutschen 

Entwicklungsvorhabens mit dem Titel  

 
Älter werdende Belegschaften - alternsgerechtes Arb eiten  

und Lernen in Hessen. 

 

Hierzu wurde umfangreiches Material zu den Themenbereichen Alterspolitik, Beschäftigung, 

Rentenpolitik und Wohlbefinden am Arbeitsplatz erfasst. Ziel war es, 

den seit einigen Jahrzehnten zu beobachtenden Anstieg des Beschäftigungsgrades 

der älteren Jahrgänge in Polen zu erklären sowie die Entwicklung im Arbeitsleben, 

die im Zuge des alterspolitischen Programms angelaufen ist, zu untersuchen.  
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2. Altersstruktur und - entwicklung der Bevölkerung  
 
Polen hat eine Einwohnerzahl von etwas mehr als 38 Millionen Menschen, dies geht aus 

einer Schätzung des Jahres 2008 hervor. Obwohl im ersten Halbjahr 2009 die 

Bevölkerungszahl leicht anstieg, sinkt sie grundsätzlich seit 1999. Polens Bevölkerung wird 

bis zum Jahr 2050 ein Rückgang auf ca. 33 Millionen prognostiziert, bis zum Jahr 2060 

sogar auf 31 Millionen. Dies liegt in der anhaltenden Migration und den geburtenschwachen 

Jahrgängen seit Anfang der 1990er Jahre begründet. Einerseits hatten diese Trends mit der 

Reduzierung der familienfreundlichen Politik nach der wirtschaftlichen Rezession zu Beginn 

der 1990er Jahre zu tun.  

Andererseits verlängerten sich seitdem auch die Ausbildungszeiten der weiblichen 

Bevölkerung und erhöhten deren Bildungsabschlüsse. Die fallende Tendenz wurde auch 

durch den seit zwei Jahren notierten Geburtenüberschuss nicht geändert. 

 

2008 lebten 61,1 % der Bevölkerung (23,3 Mio.) in urbanen Gebieten, in Dörfern dagegen 

14,8 Millionen Menschen. Entgegen dem Trend der meisten europäischen Länder 

stagnierten die Werte der Lebenserwartung in Polen von Mitte der 1960er bis Anfang der 

1990er Jahre. Heute ist die Tendenz steigend (gemeinsam mit einer sinkenden 

Säuglingssterblichkeit). Im Jahre 2008 betrug die durchschnittliche Lebenserwartung 

polnischer Frauen 79,6 Jahre und war damit ca. 5 Jahre länger als 1980. Die 

Lebenserwartung der Männer verlängerte sich im gleichen Zeitabschnitt auch um etwa 5 

Jahre auf 71,4 Jahre.  

 
Im europäischen Vergleich liegt die durchschnittliche Lebenserwartung der Polen trotz des 

positiven Trends auf einem der hinteren Plätze.  
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Die Verteilung der Bevölkerung nach Alter und Geschlecht stellt die Tabelle 1 dar.  
 
 
 
Tab: 1 Bevölkerung nach Alter und Geschlecht 
 

Altersgrupp
en 

Männer und Frauen 
insgesamt Männer Frauen 

 38.115.641 18.411.501 19.704.140 
- 14 5.900.878  3.025.708  2.875.170  
15 – 24 5.907.734  3.010.382  2.897.352  
25 – 49 13.710.254  6.901.072  6.809.182  
50 – 64 7.465.399  3.538.042  3.927.357  
65 – 79 3.991.137  1.601.708  2.389.429  
80 – 84 727.288 224.505 502.783 

       Quelle: Eurostat (2008) 
 

 
 
Für die erwerbsfähige Bevölkerung wurde bis 2010 noch eine Zunahme vorhergesagt, 

danach allerdings eine schnelle Reduktion um bis zu 39% im Jahr 2050.  
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2.1. Veränderungen in  der Beschäftigungsstruktur  
 
Die Berufsstruktur der Bevölkerung bezeichnet den Anteil der einzelnen Berufsgruppen der 

erwerbstätigen Bevölkerung. Es werden nicht nur die Berufstätigen sondern auch Menschen 

berücksichtigt, die im gemeinsamen Haushalt leben. 

 

Im I. Quartal 2009 zählte die Gesamtheit der Berufstätigen insgesamt 17,1 Mio.  

(davon 15,7 Mio. Berufstätige und 1,4 Mio. Arbeitslose) und der beruflich nicht aktiven 

Menschen 14,3 Mio.  

 

Im Vergleich zum I. Quartal 2008 stieg die Zahl der Berufstätigen um 252 Tsd.,  

(d.h. um 1,5%), die Population der Nicht- Berufstätigen sank um 273 Tsd. Menschen, d.h. 

um 1,9%. Innerhalb der Gruppe der Berufstätigen stieg sowohl die Zahl der Berusfaktiven - 

um 199 Tsd., d.h. um 1,3 %, als auch die der Arbeitslosen - um  

53 Tsd., d.h. um 3,9 %. 

 

Im I. Quartal 2009 beobachtete  man auch den Anstieg der Anzahl der Berufstätigen im 

Vergleich zur analogen Zeitperiode des Vorjahres, doch einen Rückgang im Vergleich zum 

vergangenen Quartal.  

 

Im untersuchten Quartal waren 15,714 Mio. Menschen berufstätig (199 Tsd.,  

d.h. 1,3 % mehr).   

Der Anteil der Berufstätigen in den Städten  betrug 61,9 % (Steigerung um 74 Tsd. , d.h. um 

0,8%). 

 

Die Zahl der berufstätigen Menschen, die in ländlichen Gebieten wohnen, betrug 5,993 Mio. 

(125 Tsd., d.h. 2,1% mehr als im Vorjahr). 

 



 

 

     

9����������	
���
����������������
��������
����
���� ����
������
����
��������
	�������

Im I. Quartal 2009 bildeten die Berufstätigen 50,0% der Gesamtbevölkerung im Alter von 15 

Jahren und älter. Im Vergleich zum IV. Quartal 2008 ist die Zahl der Berufstätigen gesunken 

(um 291 Tsd., d.h. 1,8%). 

Dieser Rückgang erfolgte sowohl in der Männer- als auch in  der Frauenpopulation  

(entsprechend 2,0% und 1,6%).  

Die Zahl der Berufstätigen in den Städten und in den ländlichen Gebieten ist 

zurückgegangen (um 173 Tsd., d.h. um 1,7 %, bzw.um 118 Tsd., d.h. 1,9%). 

 
Berufstätige nach den Berufsmerkmalen: 
 
Im I. Quartal 2009 arbeiteten 12,119 Mio. als Lohnarbeiter, d.h. 77,1% der Gesamtheit der 

Berufstätigen (davon 64,6% im Privatsektor). Im Vergleich zu dem gleichen Zeitraum des 

Vorjahres war es um 177 Tsd., d.h. 1,5% mehr.  

Der Anteil der Selbstständigen ist von 2,994 Mio. um 21 Tsd., d.h. um 3,3% gestiegen . Der 

Anteil der Scheinselbständigen blieb auf vergleichbarem Niveau. 

 

6,01 Mio. (3,8% der Gesamtheit der Berufstätigen) arbeiteten im besprochenen Quartal als 

helfende Familienmitglieder, die Mehrheit von ihnen in ländlichen Gebieten (529 Tsd., d.h. 

88,0%).  

 

Im Vergleich zum I. Quartal 2008 hat sich diese Zahl geringfügig verringert. 

Im I. Quartal 2009 waren 3,111Mio. mit zeitlich befristeten Arbeitsverträgen beschäftigt, d.h. 

25,7 % der Gesamtheit der Lohnarbeiter. - 

 

Im Dienstleistungssektor arbeiteten 2009 8,716 Mio Menschen, was 55,5% aller 

Beschäftigten ausmachte. Die Berufstätigen im Industriesektor (4,915 Mio.) stellten 31,3% 

und die im Landwirtschaftssektor entsprechend (2,080 Mio.) 13,2% der Gesamtheit der 

Berufstätigen dar.  
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2.2. Demografische Entwicklung 
 
Stand, Struktur und Dynamik der Bevölkerung Polens nach den  Prognosen der Organisation 

der Vereinten Nationen für den Zeitraum 2005 –2050. 

 

In den letzten Jahren wurden in Polen starke Veränderungen in demografischen Prozessen 

beobachtet, die einen Einfluss auf die Struktur und Dynamik Polens ausüben. Diese 

Veränderungen beschleunigten sich in den Jahren der Systemtransformation in unserem 

Land. Daher rührt auch die Notwendigkeit der Bearbeitung der aktuellen 

Bevölkerungsprognosen.  

 

Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die demografischen Perspektiven Polens darzustellen, die 

sich aus den Trends ergeben, die vom Departement für Bevölkerungsforschung der 

Organisation der Vereinten Nationen bis 2050 vorhergesagt werden. Die vorliegende 

Darstellung wurde auf dieser Grundlage erarbeitet. 

 

Laut den Vorhersagen des Departements für Bevölkerungsforschungen der Organisation der 

Vereinten Nationen wird die Bevölkerungszahl Polens in den Jahren 2005 bis 2050 sinken. 

 

Der vorausgesetzte Rückgang ist jedoch differenziert und von der Variante abhängig. Nach 

dem optimistischsten Szenario, das den Anstieg der Geburtenrate voraussieht, sinkt die 

Bevölkerungszahl unseres Landes lediglich auf 36,63 Mio.  

 

Entsprechend dem pessimistischen Szenario, das die weitere Abnahme der Geburtenrate in 

unserem Land erwartet, erreicht die Bevölkerungszahl das Niveau von 29,64 Mio. 

Menschen. Diese Variante der Prognose der OVN (Organisation der Vereinten Nationen) 

steht der Berechnung des Hauptamtes für Statistik am nächsten und bildet deshalb die 

Grundlage für die weiteren Erwägungen.  
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Die prognostizierten Trends in Bezug auf das Geschlecht spiegeln die in der 

Gesamtbevölkerungszahl ähnlichen Tendenzen wieder. Die Prognosen der OVN sehen in 

allen berechneten Varianten den Rückgang sowohl der Frauen- als auch der 

Männerpopulation voraus. Dabei übersteigt die Zahl der Frauen in den Jahren 2005 – 2050 

in jeder Variante der Prognose die Zahl der Männer (Quelle: World Population Prospect, The 

2002 Revision, Department of Economics and Social Affairs). Das heißt, dass sich der 

Rückgang in der Anzahl der Frauen in allen Varianten der Prognose weniger 

dynamisch zeigt als der Rückgang in der Anzahl der Männer. 

 
· Einer der mitgestaltenden Faktoren auf dem Arbeitsmarkt ist die demografische 

Entwicklung  

 

· Der große Anteil von jungen Menschen im berufsfähigem Alter wird zu einer erhöhten 

Nachfrage nach Beschäftigung führen. 

 

· Dagegen lassen die zahlreichen Jahrgänge im nicht mobilen  Alter einen Rückgang 

erwarten. Bedingt durch das Vorkommen von geburtenstarken  und geburtenschwachen 

Jahrgängen können die demografischen Veränderungen vorläufig einen positiven oder 

einen negativen Einfluss auf die Beschäftigung ausüben.  

 

· Es gibt zur Zeit zwei geburtenstarke Jahrgänge im Produktionsalter: Menschen, die im 

Nachkgriegsjahrzehnt (besonders in der ersten Hälfte der 50er Jahre) geboren wurden und 

Menschen, die um die Wende der 70er und 80er Jahre geboren wurden. Gleichzeitig 

zählen die in der Mitte der 60er Jahre Geborenen, die gegenwärtig im Alter der höchsten 

Berufsaktivität sind, um über 200 Tsd. weniger als jüngere Jahrgänge aus dem 

Geburtenüberschuß.   
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Im Ergebnis wirken auf den polnischen Arbeitsmarkt zwei wichtige Erscheinungen ein: 

 

· Zum einen treten die Menschen aus dem älteren, geburtenstarken Jahrgang, die das 50. 

Lebensjahr überschreiten, in die Gruppe mit dem erhöhten Risiko des Verlustes ihrer 

Beschäftigung zugunsten der Passivität oder Arbeitslosigkeit ein.  

 
· Zum anderen treten schon seit einigen Jahren Menschen aus dem jüngeren, 

geburtenstarken Jahrgang in Beschäftigung  ein. Nach Angaben des Hauptamtes für 

Statistik gab es 2005 fast 24,4 Mio. Menschen im Produktionsalter (d.h. Frauen im Alter 

von 18-60 Jahren, Männer im Alter von 18-64  Jahren), das ist über 615 Tsd. (2,5%) mehr 

als 2002.  

 

· Von 2006 bis 2009 ist diese Zahl allmählich gestiegen. Nach dieser Zeit wird bis 2030 ein 

Rückgang der Menschen im Produktionsalter (18-60/64 Jahre)  prognostiziert, was 

bedeutet, dass der Andrang auf den Arbeitsmarkt nachlässt und  zur Stagnation und in 

Folge zur Abnahme der Arbeitslosigkeit beiträgt. Im Zeitraum 2006-2014 wird dennoch die 

Zahl der Menschen im Produktionsalter am höchsten sein; 2009 erreichte sie das 

Maximum von beinahe 24,7 Mio. Menschen.   

 

· Danach wird die Zahl der Menschen im Produktionsalter sinken und erreicht 2030 

voraussichtlich das Niveau von 21 Mio. Menschen, d.h. 15 % niedriger als 2005.  

 

· Die Zahl der Menschen im mobilen Alter (18-44 Jahre) bleibt bis 2015 auf einem relativ 

konstanten Niveau.  Nach 2015  wird sie allmählich sinken und 2030 werden ca. 11 Mio. 

Menschen im mobilen Alter sein, d.h. 4 Mio. weniger (27%) im Vergleich zu 2005. Im 

Zeitraum 2002 – 2019 verändert sich wesentlich die Zahl der Menschen im nicht mobilen 

Alter (Frauen 45-50 Jahre und Männer 45-64 Jahre). Nach dem anfänglichen Anstieg der 
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Zahl der Personen in dieser Altersgruppe bis 2009 erfolgt dann ein Rückgang, der bis in 

die Hälfte der 20er Jahre des 21. Jahrhunderts prognostiziert wird.  

 

Ab 2021 wird die Zahl der Menschen im nicht mobilen Alter stark steigen. Demzufolge wird 

es 2030 ca. 9,7 Mio. Menschen im nicht mobilen Alter geben, d.h. um 542 Tsd. (5,9%) mehr 

als 2005. 

Der Anstieg der Bevölkerungszahl im nicht mobilen Alter verursacht ein ernsthaftes Problem 

aus der Sicht des Arbeitsmarkts, da der Anteil der Personen steigt, die weniger bereit sind, 

den Wohnort und den Arbeitsplatz zu wechseln.  

 

 

Zusammenfassung  
 
· Die Zahl der Menschen im Produktionsalter wird laut den Prognosen des Hauptamtes für 

Statistik steigen. Es ist zu betonen, dass bisher die Zahl der berufsaktiven Menschen 

praktisch unverändert blieb, obwohl  die Zahl der Menschen im Produktionsalter innerhalb 

der letzten zehn Jahren um ca. 2 Mio. gestiegen ist. Dies ergibt sich vor allem aus der 

wesentlichen Abnahme der Aktivität der älteren Menschen (früherer Rückzug aus der 

Berufstätigkeit als Reaktion auf die schwierige Arbeitmarktsituation), sowie aus dem 

Anstieg der Scholarisierung unter den jungen Menschen (was späteren Eintritt in den 

Arbeitsmarkt bedeutet). Sofern der Anstieg der Scholarisierung eine positive Erscheinung 

ist, stellt die niedrige Berufsaktivität der älteren Menschen angesichts der Alterung der 

Gesellschaft eine beunruhigende Erscheinung dar. Schon jetzt erreichen die 

geburtenstarken Jahrgänge aus der 2. Hälfte des 20. Jhs. das Alter des erhöhten Risikos 

der Deaktivierung, wodurch das Problem des Rückgangs der Berufsaktivität in der 

Population im Produktionsalter schnell anwachsen wird, sofern keine Maßnahmen 

vorgenommen werden, die die Aktivität der älteren Menschen fördern. Dies bedeutet, dass 

von 2006 bis 2019 die Steigerung der Beschäftigung der Menschen im Alter von über 45 

Jahren für die Politik Priorität haben soll und die derzeit eingeleiteten Maßnahmen, wie 

zum Beispiel  das „Programm 50+” erweitert und fortgesetzt werden müssten. 
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· Einer guten Ausarbeitung bedarf auch die Politik des Altersmanagements. Dies verlangt 

koordinierte Handlungen auf der Ebene der Arbeitnehmer, der Unternehmen und des 

Staates. Um die Ressourcen der Arbeitskräfte besser zu nutzen, ist auf die 

vorhandenen Nichtanpassungen auf dem Arbeitsmarkt – sowohl räumlich als auch 

beruflich – hinzuweisen und ihre Einschränkung anzustreben.    Im ersten Fall 

bedeutet dies die Steigerung der Mobilität der Bevölkerung nicht nur als 

Binnenmigration, sondern auch zum Beispiel die Steigerung der Zahl der 

Menschen, die Arbeit aufnehmen. Voraussetzung hierfür ist die Verbesserung der 

Verkehrsinfrastruktur.  

 
· Im zweiten Fall ist es die Notwendigkeit der Überwachung der Nachfrage nach der Arbeit. 

Die Basis dieser Handlungen können aufgestellte Prognosen dieser Nachfrage bilden. Die 

Institutionen des Arbeitsmarktes sollen sich nach der 2004 eingeleiteten Reform an den 

Veränderungen auf dem Arbeitsmarkt orientieren, sowohl an der Nachfrage- als auch an 

der Angebotsseite, und ihre Handlungen entsprechend anpassen. 

 

· Fortschreitender Prozess des Anteilsanstiegs der älteren Menschen (im 

Postproduktionsalter) in der gesamten Population wird schon seit den 60er Jahren 

beobachtet. In 24 Ländern der OECD ist diese Rate in den Jahren 1960 – 2005 

durchschnittlich um 6,1 Prozentpunkte gestiegen, von 9,3% im Jahre 1960 auf  

  15, 4% im Jahre 2005. In Polen stieg der Anteil der Rentner um 7,5 Prozentpunkte. 

 

 

2.3 Faktoren, die das Berufsleben fördern  
 
Hier sind einige Faktoren, die die Beschäftigung der älteren Arbeitnehmer positiv 

beeinflussen: Individuelle Entscheidungen über die Beendigung der Berufsaktivität, 

Förderung der progesundheitlichen Verhaltensweisen, Gleichbehandlung der Geschlechter, 
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rechtliche Regelungen im Bereich der Beschäftigungsförderung, Aktivierung der Arbeitslosen 

und kontinuierliche Weiterbildung. In der Mehrheit der polnischen Unternehmen gibt es zur 

Zeit diese Strategien des Personalmanagements. Es ist wichtig, dass die älteren 

Arbeitnehmer in diesen Strategien nicht als gesonderte Gruppe der Beschäftigten 

klassifiziert werden. Sie sollen mit den sonstigen Arbeitnehmern gleich behandelt 

werden. 

 
Die individuellen Entscheidungen über die Beendigung der Berufsaktivität hängen in großem 

Maße von der subjektiv wahrgenommen Arbeitsunfähigkeit ab. In den Jahren 2001-2004 

wurden im Rahmen eines durch das Zentrale Institut für Arbeitsschutz koordinierten Projekts 

die Untersuchungen durchgeführt, deren Ziel die Feststellung des Niveaus der die 

Arbeitsfähigkeit von älteren Personen determinierenden Faktoren war. Die Arbeitsfähigkeit 

wurde mit dem Arbeitsfähigkeitsindex  (WAI – Work Ability Index) gemessen, der von den 

finnischen Forschen aus FIOH bearbeitet wurde. 

 

Ihr Kern war die Ermittlung des Niveaus und der Struktur der Arbeitsfähigkeit bei Personen, 

die verschiedene Berufe ausübten und unterschiedlichen, aus der Art der ausgeübten Arbeit, 

ihrer Organisation und ihren Bedingungen resultierenden Belastungen unterlagen. Die 

Untersuchungen wurden in der Gruppe von ca. 1200 Arbeitnehmern im Alter von 18 bis 65 

Jahren durchgeführt, die an unterschiedlichen Stellen beschäftigt waren, Arbeit mit 

unterschiedlichem Charakter und Schwierigkeitsgrad, sowie unter Einfluss von 

verschiedenartigen belastenden und schädlichen Faktoren ausgeführt haben.   

 
Besonders ungünstige Veränderungen in Richtung der Arbeitsunfähigkeit im zunehmenden 

Alter wurde unter den Arbeitnehmern festgestellt, die an den Stellen beschäftigt waren, wo 

folgende Faktoren aufgetreten sind: Schichtarbeit, darunter Nachtschicht, Überstunden, 

Mineralstaub, lokale Vibrationen, Wärme und Lärm, Arbeit mit dominierender physischer 

Belastung, chemische Faktoren, großer Berufstress, Zusatzarbeit an anderer Arbeitsstelle, 

ungleiches Arbeitstempo. Diese Faktoren sollen aus den Arbeitstellen, an denen ältere 
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Arbeitnehmer beschäftigt sind, eliminiert werden, was zur Erhaltung der Arbeitsfähigkeit im 

Alter beitragen soll. 

 

Die Förderung der Gesundheit und der progesundheitlichen Verhaltensweisen ist Grundlage 

für eine bewusste Einfussnahme auf den Erhalt der Gesundheit und Arbeitsfähigkeit im 

späteren Alter. Ebenso wichtig ist die Förderung der Arbeitsfähigkeit schon unter den jungen 

Menschen als eines der wichtigsten Werte, der gesunde, aktive und sich auf vielen Ebenen 

des Soziallebens engangierende Menschen kennzeichnet. Aus den durchgeführten 

Analysen geht hervor, dass die Arbeitnehmer im Alter 45-55 Jahre keine Differenzen 

im Bereich des Gesundheitverhaltens im Vergleich zu der Gruppe der Arbeitnehmer 

im Alter 25-35 Jahre aufweisen. Es gibt also keine Grundlagen dafür, den Personen 

im höheren Alter die Organisation der spezifischen progesundheitlichen Programme 

zu empfehlen. Die Analyse ihres Denkens an Gesundheit  im Hinblick auf die 

Berufsarbeit zeigte, dass die Untersuchten zwar sich bemüht haben, ihre Gesundheit 

zu pflegen um länger und leistungsfähiger arbeiten zu können, assoziierten dies aber 

hauptsächlich mit dem Verhalten außerhalb der Arbeitsstelle, im täglichen Leben. 

60% der Untersuchten waren der Meinung, dass dort, wo sie eingestellt sind, für die 

Gesundheit der Belegschaft nicht gesorgt wird oder nur die Einhaltung der 

Arbeitschutzvorschriften beachtet wird, der Rest wird als Privatsache der 

Arbeitnehmer behandelt. Es wurde auch beobachtet, dass neun von zehn 

Untersuchten möchten, dass die Firma, in der sie angestellt sind, sich für die 

Gesundheit der Arbeitnehmer engagiert, indem sie Handlungen vornimmt, die über 

rechtliche Verpflichtungen hinausgehen. Man kann also von einer allgemeinen 

Erwartung sprechen, dass die Betriebe zur Gesundheitsförderung beitragen sollen. 

 
Ein weiterer Faktor der Förderung des Berufslebens der Arbeitnehmer im Alter über 50 Jahre 

ist das Gesetz vom 01. Februar 2009 über die Beschäftigungsförderung und die 
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Arbeitsmarktinstitutionen. Die wichtigsten Änderungen, die durch dieses Gesetz eingeführt 

wurden, sind:  

 

Der Arbeitgeber, der eine Person nach dem 50. Lebensjahr einstellt, zahlt lediglich für 14 

Krankheitstage des Arbeitnehmers und nicht wie bisher für 33 Tage, wenn die durch 

Krankheit bedingte Abwesenheit nach einem Jahr nach der Beendigung des 50. 

Lebensjahres durch den Arbeitnehmer entstand. Ab dem 15. Tag der Krankschreibung wird 

das Krankengeld vom ZUS (Sozialversicherungsanstalt) übernommen.  

 
Die Arbeitgeber, die Personen über das 50. Lebensjahr beschäftigen, die im Zeitraum von 30 

Tagen vor der Beschäftigung im Arbeitslosenregister des Kreisarbeitsamts verzeichnet 

waren, bezahlen 12 Monate lang keine Beiträge an den Arbeitsfonds und Fonds für 

garantierte Arbeitnehmerleistungen, beginnend mit dem ersten Monat nach dem 

Arbeitsvertragsabschluss mit dieser Person. Diese  Kosten werden auch von den 

Arbeitgebern nicht getragen, die Personen beschäftigen, die das 55. Lebensjahr (bei Frauen) 

und das 60. Lebensjahr (bei Männern) beendet haben.  

 

Um die Finanzmittel und Koordinierung der Tätigkeiten im Bereich der Aktivierung der 

Arbeitslosen zu sichern, hat der Ministerrat die Verordnung über Verteilung der 

Arbeitsfondsmittel erlassen.  

 
In der ergänzten Verordnung wurde angenommen, dass die 

Wojewodschaftsselbstverwaltungen 50% der Arbeitsfondsmittel statt der bisherigen 30% 

bekommen.  Das Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik ging davon aus, dass die Einleitung 

der Programme der Arbeitslosenaktivierung in der sich stets verändernden Situation auf dem 

Arbeitsmarkt in größerem Maße als bisher der lokalen und regionalen Zusammenarbeit 

bedarf.  

 

Gemäß dem neuen Verteiler der Finanzunterstützung werden die Regionen mit der höchsten 

Arbeitslosenzahl bevorzugt, in denen die Zahl der abgemeldeten Arbeitslosen höher ist als 
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die Zahl der neu angemeldeten. Größere Unterstützung für die Finanzierung der Aufgaben 

erhalten auch diese  Wojewodschaften, in denen ein großer Teil der Arbeitslosen über 50 

und unter 25 Jahre als ist.  

  

Neue Vorschriften sehen vor, dass der Arbeitsminister auf Antrag des Landrats oder des 

Stadtpräsidenten die Mittel aus den Reserven zuerkennen kann, die für die 

Beschäftigungsförderung, Milderung der Folgen von Arbeitslosigkeit und zur 

Berufsaktivierung bestimmt sind. 

 

Der Europäische Sozialfonds  (EFS) ist auch eine der Finanzierungsquellen der Projekte im 

Bereich der kontinuierlichen Weiterbildung sowie Methoden zur Erhöhung  der 

Bildungschancen für Personen in jedem Alter, auch im Alter 50+. 

 

Der Vertrag von Lissabon sieht auch die Erhöhung des Beschäftigungsniveaus der älteren 

Menschen vor. Der Vertrag schützt die bestehenden Rechte und leitet neue Rechte ein. Er 

sichert besonders die Beachtung der Freiheit und der Grundsätze, die in der Charta der 

Grundrechte festgelegt worden sind. Der Vertrag erinnert daran, dass die “Union die 

Bekämpfung  jeglicher Diskriminierung im Hinblick auf Geschlecht, Rasse oder ethnische 

Herkunft, Religion oder Weltanschauung, körperliche oder seelische Behinderungen, Alter 

oder sexuelle Präferenzen anstrebt“. 

 

 

2.4 Altersdiskriminierung 
 
Die Diskriminierung der älteren Personen kann man unter anderem in folgenden Bereichen 

des öffentlichen Lebens beobachten: Arbeitsmarkt, Gesundheitsschutz, Sozialunterstützung, 

soziale Partizipation, zwischengenerationelle Verhältnisse in den Familien und im Bereich 

der Sozialversicherungen. 
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Das Arbeitsgesetzbuch enthält seit dem 01. Januar 2005 eine ganze Reihe neuer 

Vorschriften über Diskriminierungsverbot, darunter auch im Hinblick auf das Alter. 

 

Die Einführung der Antidiskriminierungsaufzeichnungen war eine Folge der Anpassung des 

polnischen Rechts an die Rechtsanforderungen der Europäischen Gemeinschaft im 

Zusammenhang mit Polens Beitritt zur Europäischen Union.  

 

Im Ergebnis dieser Änderungen wurden die Vorschriften des Arbeitsgesetzbuches u.a. an 

die Richtlinie 2000/78/EG des Rates vom 27. November 2000 zur Festlegung eines 

allgemeinen Rahmens für die Verwirklichung der Gleichbehandlung in Beschäftigung und 

Beruf angepasst. 

 
Die neuen Vorschriften besagen, dass Diskriminierung in der Beschäftigung, direkte oder 

indirekte, darunter auch altersbezogene, unzulässig ist. Arbeitnehmer sind im Bereich der 

Aufnahme und Auflösung des Arbeitsverhältnisses, der Beschäftigungsbedingungen, der 

Beförderung und des Zugangs zur Schulung zwecks der Erhöhung der Berufsqualifikationen 

gleich zu behandeln – insbesondere ohne Rücksicht auf Alter, Geschlecht usw.  

 

Die Vorschriften des Arbeitsgesetzbuches legen keine Obergrenze des Alters fest. In der 

Definition des Arbeitnehmers (Art. 22 § 2 des Arbeitsgesetzbuches) wird nur die untere 

Altersgrenze angezeigt, die 18 Jahre beträgt. Es gibt also keine Hindernisse, dass die 

Person, die das Rentenalter erreicht hat, weiter arbeiten oder eine Arbeit aufnehmen würde.  

 

Das Gesetz vom 30. April 2004 über Vorruhestandsgelder hat in das Arbeitsgesetzbuch eine 

Änderung eingeführt, die darauf beruht, dass die Person, deren zum Erreichen des 

Ruhestandsalters nicht mehr als vier Jahre (Art. 39 des Arbeitsgesetzbuches) fehlen, mit 

dem Kündigungsschutz erfasst wird. Diese Änderung bringt die Personen im 

Vorruhestandsalter in eine schwierigere Lage. Arbeitgeber vermeiden es Personen 

einzustellen, die in kurzer Zeit nach der Einstellung diesen Kündigungsschutz genießen 

werden. 
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Quellen der Diskriminierung in der Beschäftigung aufgrund des Alters, trotz vieler 

Diskriminierungsverbote und zahlreicher Schutzinstrumente, sind unter anderem: 

 

�� Die Situation auf dem Arbeitsmarkt  (Auswahlmöglichkeiten aus den vielen Bewerbern), 

 

�� die Wirtschaftslage (hohe Kosten der Gewerbeführung, die eine Suche des Arbeitgebers 

nach den billigsten und leistungsfähigsten Arbeitnehmern verursachen),  

�� Klischees in der Wahrnehmung der Arbeitnehmer nach dem 50. Lebensjahr  (als 

Arbeitnehmer, die weniger leistungsfähig sind, öfter krank werden, weniger flexibel sind, 

ihre Gewohnheiten haben, „von ... bis“ arbeiten, keine Initiative zeigen, sich nicht 

weiterbilden wollen – keine Fremdsprache lernen, keine neuen Technologien kennen 

lernen wollen, arbeiten nur um das Erreichen des Schutzalters abzuwarten),  

 

�� die Schutzzeit  – ein besonderer Kündigungsschutz der Arbeitnehmer, denen weniger als 

4 Jahre zum Erreichen des Rentenalters fehlen, 

 

�� die Angst der Arbeitsuchenden vor den fehlenden Möglichkeiten der Stellenfindung 

aufgrund der Tatsache, dass sie gewagt haben, mit einem Anspruch dem Arbeitgeber 

gegenüber aufzutreten, 

 

�� niedrige Kenntnis der Arbeitsrechtsvorschriften (sowohl unter den Arbeitgebern als 

auch unter den Arbeitnehmern), darunter auch der Rechte, die den diskriminierten 

Arbeitsbewerbern und Arbeitnehmern zustehen, 

 

�� Langwierigkeit der Gerichtsverfahren (die Gerichtsverfahren im Arbeitsrechtsbereich 

dauern gewöhnlich von  1,5 bis 5 Jahren; der diskriminierte Arbeitnehmer darf in dieser 

Zeit, bevor er den Prozess gewinnt, Schwierigkeiten mit der Arbeitsfindung haben, wenn 

die Information über das geführte Verfahren an den potentiellen Arbeitgeber gelangt), 
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�� Fehlen von Arbeitsgerichtsentscheidungen im Bereich der Diskriminierung, 

 

�� niedrige Strafen für die Nichteinhaltung der Arbeit srechtsvorschriften, die die 

Staatsarbeitsinspektion anwenden kann, fehlende Reaktion der Staatsarbeitsinspektion auf 

die Diskriminierung der Bewerber (z.B. fehlende Strafen für die Formulierung von 

diskriminierenden Presseannoncen). 

 

Man kann auch ohne einen größeren Aufwand die Diskriminierungsanzeichen im Hinblick auf 

das Alter im Sektor der medizinischen Betreuung aufzeigen, aber schwer nachweisen. Die 

Alterseinschränkungen im Zugang zu bestimmten medizinischen Leistungen 

kommen in der Praxis häufig vor, sind aber selten in den mit dem 

Nationalgesundheitsfonds abgeschlossenen Verträgen und sonstigen Unterlagen 

nachweislich zu finden. Eines der Beispiele für die Diskriminierung der älteren 

Patienten  ist die Altersbarriere im Zugang zu den Untersuchungen und 

prophylaktischen Programmen. Der Nationalgesundheitsfonds finanziert im Rahmen 

der Sonderprogramme prophylaktische Untersuchungen für Personen in bestimmten 

Altersklassen. In der Mehrheit der Fälle werden die älteren Patienten aber 

ausgeschlossen. 

 
 
2.5 Arbeitsmarkt und Gleichstellung der Geschlechte r 
 
Nach Angaben von Eurostat von 2008 bilden die Frauen in der Altersgruppe über 50 Jahre 

55% der Population, d.i. über 1.200.000 mehr als Männer.  

 

Polnische Frauen sind nicht weniger qualifiziert als polnische Männer, aber die meisten von 

ihnen sind an Stellen beschäftigt, die für geringere Qualifikationen ausgelegt sind und 

erhalten daher niedrigere Gehälter, obwohl der Kampf um die Gleichstellung schon seit 100 

Jahren andauert.  
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Investitionen in die Ausbildung und Weiterbildung von Frauen werden vernachlässigt. 

  

Das Durchschnittsgehalt der Männer liegt 8,8 % über dem Landesdurchschnitt, das 

Durchschnittsgehalt  von Frauen 16,9 % unter dem Landesdurchschnitt. Nach Angaben von 

Eurostat sind in Polen mehr als 24 % der Frauen im Alter zwischen 24 und 54 Jahren nicht 

mehr berufstätig, mehr als die Hälfte von ihnen wegen der familiären Situation. 

Kinderbetreuung steht nicht genügend zur Verfügung, ist von schlechter Qualität oder zu 

teuer.  

In anderen Ländern, in denen der Staat eine günstigere Familienpolitik betreibt wie in 

Belgien, Dänemark oder Finnland ist die Beschäftigungsquote von Frauen mit Kindern hoch. 

 

Die neuesten Veränderungen in der Beschäftigungsstruktur, z.B. die Erhöhung der 

Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt, trifft vor allem die Frauen. Dadurch sind Frauen in Polen 

häufiger als Männer von Armut bedroht. (Quelle: www.solidarnosc.org.pl) 

 

 

2.6 Migration 
 
Polen war und bleibt ein Netto-Emigrationsland. Die Immigration spielte und spielt  keine 

wesentliche Rolle in der Bilanz der internationalen Wanderungen. Polen hat den geringsten 

Anteil von ausländischen Einwohnern, gemessen an der Gesamtbevölkerung in Europa, 

weniger als 1%. Zu den größten Nationalgruppen der Immigranten gehörten im 2007:  

Deutsche (11800), Ukrainer (6100), Russen (3700), Schweden (2800) und Österreicher 

(2700).  

 

Der Beitritt Polens zur Europäischne Union hat die politische und sozialwirtschaftliche Lage 

wesentlich verändert. Die Mehrheit der ‚alten’ Mitgliedsstaaten hat sich entschieden, die 

Option der Übergangsfristen für die Liberalisierung des Arbeitsmarkets langfristig zu regeln. 

Damit blieben auch institutionelle Bedingungen für die Aufnahme der Beschäftigung 
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außerhalb Polens zum Teil unverändert. In Folge dessen hat sich die Struktur der Zielländer 

nicht geändert. Dennoch erfolgt seit Anfang des Jahres 2000 eine allmähliche Änderung des 

Portfolios der Zielländer: Deutschland verliert seine dominierende Rolle, Großbritannien und 

Irland gewinnen eine immer größere Bedeutung 

 

Migranten aus Polen sind relativ gut ausgebildete Personen. Das beste Beispiel dafür ist 

Großbritannien: Unter den Emigranten, die 1997 ausgewandert sind, beträgt der Anteil der 

Personen mit Hochschulbildung über 25%.  

Ende der 90er Jahre erfolgte eine Veränderung im allgemeinen Ausbildungsniveau aufgrund 

der ungünstigen Tendenzen auf dem polnischen Arbeitsmarkt. 

Unabhängig von der Tatsache, dass Migranten aus Polen im Hinblick auf das menschliche 

Kapital, über das sie verfügen, mindestens bis zu einem gewissen Grad gut ausgestattet 

sind, gelangen sie vor allem in zweitrangige Arbeitsmarktsektore in den Zielländern und 

nehmen typische „Immigrantenarbeiten” im Bauwesen, Landwirtschaft, Hotelwesen und 

Hausdienstleistungen auf. Dies ist im großen Maße eine Folge der Nachfragestruktur in den 

hochentwickelten Ländern, die eine geringe Anzahl der Arbeitnehmer mit hohen 

Qualifikationen und sehr große Anzahl der geringqualifizierten Migranten benötigen. 

 

Die Hauptemigrationsrichtung in die EU-Länder bleibt weiterhin Deutschland (413000), 

weitere Länder sind unter anderem Großbritannien (392800), Schweden (28900), Norwegen 

(26800), Tschechien (20600), Dänemark (13800),  Litauen (500). 

 

Polen (1.197.000) nimmt in der Europäischen Union den dritten Platz im Hinblick auf den 

prozentuallen Anteil der ausländischen Bevölkerung in anderen Mitgliedsstaaten ein, gleich 

nach Rumänien (1.677.000) und Italien (1.262.000). (Quelle: Eurostat). 
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2.7 Berufliche Flexibilität 

 
Über 90% der Erwerbstätigen in Polen sind Vollzeitbeschäftigte und dieser Anteil ist  seit 

längerer Zeit grundsätzlich unverändert. Die größere Popularität der Vollzeitbeschäftigung 

unter den Frauen spiegelt sich in der Struktur dieser Population wieder. Obwohl die Frauen 

45,9% der Gesamtbeschäftigten bilden, machen sie 57,3% der Teilzeitbeschäftigung aus. 

Diese Beschäftigungsform ist weniger populär unter den Arbeitnehmern aus der prime age 

Gruppe.    

 

Die teilzeitbeschäftigten Arbeitnehmer besitzen vor allem Grundschulbildung und 

allgemeinbildende Abschlüsse. Der Anteil der Personen mit der Grundschulbildung in der 

Teilzeitbeschäftigung liegt bei 31,5% (gegenüber 14,1% in der Gesamtbeschäftigung), 

während er bei den Personen mit allgemeinbildenden Abschlüssen 8,5%  beträgt (gegenüber 

7,2%). Andererseits sind in der Gruppe der Teilzeitbeschäftigten Personen mit 

Hochschulbildung und Berufsausbildung unterrepräsentiert. Bei den hochqualifizierten 

Personen erreicht die Differenz fast 100% - während ihr Anteil in der Gesamtbeschäftigung 

16,3 % und in der Teilzeitbeschäftigung 8,3% beträgt. 

 

Teilzeitbeschäftigung wird vor allem durch den Mangel an Vollzeitbeschäftigung verursacht.  

Diese Probleme beziehen sich vor allem auf die Arbeitnehmer in der Privatwirtschaft, in der 

44% der Personen dieses Problem als Ursache ihrer Teilzeitbeschäftigung geäußert haben. 

Nicht weniger (ca. 28%) der Teilzeitbeschäftigten haben angegeben, dass diese 

Beschäftigung ihren Präferenzen entspricht. 

 

Kinderbetreuung ist häufige Ursache für Teilzeitbeschäftigung bei Frauen (der Anteil der 

Frauen beträgt 9,7% und der Anteil der Männer beträgt 0,6%). Krankheit oder auch die 

Teilnahme an Weiterbildungsmaßnahmen sind häufig der Grund für Teilzeitarbeit bei 

Männern. 
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Ein weiterer Faktor, der die Ursachen der Teilzeitbeschäftigung differenziert, ist das Alter der 

Erwerbstätigen. Für die jüngsten Arbeitskräfte gehören Weiterbildung (50,4%) und Probleme 

mit der Vollzeitbeschäftigung  (31,6%) zu den Kerngründen. 

 

Für die Arbeitnehmer in dem prime age Alter scheint die zweite Ursache ein Schlüsselgrund 

zu sein (47,6%). In dieser Gruppe spielt auch die Kinderbetreuung eine wesentliche Rolle. 

Für die älteren Arbeitnehmer waren Krankheit und Behinderung sowie Präferenzen für 

Teilzeitbeschäftigung wichtig (besonders für die Personen im Alter von 55 Jahren und mehr). 

Ca. 90% aller Teilzeitbeschäftigten, die als Ursache dieser Form der Erwerbstätigkeit  

Krankheit oder Behinderung genannt haben, stellen Personen im Alter von 45 Jahren und 

mehr (Quelle:  BAEL) 
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3. Rentenreformen und Frühverrentungspolitik 
 
3.1 Rentenpolitische Leitvorgaben und Rentenreform 1999 
 
Die am 01. Januar 1999 eingeführte Reform des Sozialversicherungssystems differenziert 

die Grundsätze der Ermittlung des Rentenanspruchs und der Rentenhöhe abhängig vom 

Alter des Versicherten. Die Erwerbsgrundsätze des Pensions- und 

Rentenleistungsanspruchs bestimmt das Gesetz über die Pensionen und Renten aus dem 

Sozialversicherungsfonds vom 17. Dezember 1998 (einheitliche Fassung: GB l. von 2004, 

Nr. 39, Pos. 353 mit nachträglichen Ergänzungen). 

 

Gesonderte Grundsätze sind für zwei Altersgruppen vorgesehen: 

 

· Personen, die vor dem 1. Januar 1949 geboren wurden: 

 

Die vor dem 01. Januar 1949 geborenen Personen erwerben den Rentenanspruch nach 

bisherigen Grundsätzen, d.h. nachdem sie das Rentenalter erreichen, das mindestens 60 

Jahre für Frauen und 65 Jahre für Männer beträgt und nachdem die Beitragszeiten und  

Nichtbeitragszeiten nachgewiesen werden, die für Frauen mindestens 20 Jahre und für 

Männer mindestens 25 Jahre betragen.  

 

Für diese Altersgruppe wurde auch die Möglichkeit beibehalten, nach dem Erreichen des. 

o.g. Rentenalters pensioniert zu werden, auch bei der Verkürzung der Beitragszeit und 

Nichtbeitragszeit um 5 Jahre (d.h. nachdem 15 Jahre Beitrags- und Nichtbeitragszeit bei den 

Frauen und 20 Jahre bei den Männern nachgewiesen werden).  

 

Für diese Pension besteht aufgrund der kürzeren erforderlichen Anerkennungszeit keine 

Gewähr auf Angleichung an den Mindestpensionsbetrag, falls ihre Höhe niedriger als dieser 

ausfällt.  
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· Personen, die nach dem 31. Dezember 1948 geboren wurden: 

 

Die nach dem 31. Dezember 1948 geborenen Personen erwerben die Rentenansprüche aus 

dem Sozialversicherungsfonds nach neuen Grundsätzen, unabhängig davon, ob sie einem 

offenen Pensionsfonds beigetreten sind oder nicht. Die einzige Bedingung ist, dass das 

Mindestrentenalter erreicht wird, das für Frauen 60 und für Männer 65 Jahre beträgt. Der 

Rentenanspruch nach den neuen Grundsätzen ist nicht von dem Nachweis einer bestimmten 

Mindestversicherungszeit abhängig.  

 

Die aktuelle Berechnungsgrundlage der Pension bildet der aufgewertete Betrag des 

Rentenversicherungsbeitrags, der auf dem Versichertenkonto erfasst wurde, (für den 

Zeitraum seit dem 01. Januar 1999 vergrößert um das valorisierte Anfangskapital). Die 

Rente wird den Gleichwert des Betrags darstellen, der das Ergebnis einer Teilung der auf 

dem Konto gesammelten Summe durch die mittlere Lebenserwartung für Personen gleichen 

Alters wie das Rentenalter des betreffenden Versicherten ist. 

 

Die neue Rente bekommen sowohl Personen, die dem offenen Pensionsfonds (OFE) 

beigetreten sind als auch die, die dem Fonds nicht beigetreten sind. Den Ersteren wird 

jedoch aus den Fondsmitteln eine vorübergehende Kapitalpension zuerkannt. 

 
Das polnische Rentensystem teilt sich in die  sog. drei Säulen auf: 
 

- I. Säule  – ZUS (Sozialversicherungsanstalt), 
- II. Säule – OFE (Offener Pensionsfond), 
- III. Säule – z.B. IKE (Individuelles Pensionskonto)  

 
Während  I. und II. Säule obligatorisch sind, ist die III Säule freiwillig. 
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Säule I 

 

Die ausgezahlten Pensionen werden aus den Beiträgen der gegenwärtig Beschäftigten 

finanziert. Das System funktioniert nur dann gut, wenn die das System versorgenden 

Beiträge in der für die Auszahlung der Leistungen ausreichenden Höhe einfließen.  

 

Säule II 

 
In der sog. II. Säule wählt man einen offenen Pensionsfonds, der die vom ZUS 

(Sozialversicherungsanstalt) jeden Monat auf das individuelle Konto eingezahlten Mittel aus 

dem Beitrag für die I. Pensionssäule (in Höhe von 7,3 % des Bruttogehalts) verwaltet. Das ist 

ein reales Kapital, das für die Rente arbeitet. 

 

Säule III 

 

Die sog. III. Säule des Sozialversicherungssystems umfasst die betrieblichen 

Pensionsprogramme (PPE) und individuelle Pensionskonten (IKE). Mit dem Namen der  

III. Säule bezeichnet man auch jegliche freiwilligen Sparformen für die Pension. 

 

· Polen hat sein Rentensystem bedeutsam reformiert. Das neue System besteht seit 1999. 

2002 wurde darüber hinaus der Fonds Demografische Reserve gegründet, um die Mittel für 

den künftigen Finanzbedarf anzusammeln. Jedoch wird nur ein Teil des 

Rentenversicherungsbeitrags dem Fonds übergeben und gleichzeitig sind die 

Rentenversicherungsbeiträge für die Deckung der Renten- und Pensionsverpflichtungen der 

Sozialversicherungsanstalt nicht ausreichend. 

 

· Der Fonds Demografische Reserve wurde im Rahmen der komplexen Reform der 

Sozialversicherungen kraft des Gesetzes über das System der Sozialversicherungen vom 

13. Oktober 1998 gegründet. Die drei Säulen einführende Reform hatte im Bereich der 
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Finanzierung der Leistungen allmähliche Ergänzung des Rentenumlageverfahrens um das 

Kapitaldeckungsverfahren zum Zweck, während der Fonds Demografische Reserve die 

Sicherheit der Auszahlungen aus dem Sozialversicherungsfonds gewährleisten sollte mit 

dem Vorbehalt, dass seine Aktiva nach 2009 in Anspruch genommen werden können. Die 

Quelle der Fondsmittel sollten ein festgesetzter Teil des Rentenversicherungsbeitrags, 

Einkünfte aus den Anlagen des Fonds und Mittel aus der Privatisierung sein. Die letzte 

Möglichkeit wurde jedoch nie genutzt. Es wurden gleichzeitig die 

Investitionseinschränkungen eingeführt, die darauf beruhten, dass die Fondsmittel nur in die 

staatlichen Wertpapiere angelegt werden dürfen (Schatzwertpapiere, kommunale 

Wertpapiere, zum öffentlichen Verkehr zugelassene Aktien, abgesicherte kommerzielle 

Schuldverschreibungen). Die Mittel des Fonds Demografische Reserve werden gemäß der 

Vorschrit von der Sozialversicherungsanstalt verwaltet oder Dritten anvertraut (was nie 

praktiziert wurde). In der Praxis hat der Fonds Demografische Reserven im Jahr 2002 

angefangen zu funktionieren, da damals die Verordnung des Ministers für Arbeits- und 

Sozialpolitik in Kraft getreten ist, in der dem Fonds sein Statut verliehen wurde. Es wurde 

auch die Höhe der Abschreibung des für den Fonds abgeführten 

Rentenversicherungsbeitrags wesentlich herabgesetzt, vom angenommenen Niveau 1% auf 

0,1% in den Jahren 2002-2003. Seit 2004 wurde auch das Prinzip der jährlichen Erhöhung 

der Abschreibung um 0,05% eingeführt. Im Jahre 2008 erreichte der Beitrag das Niveau von 

0,35 %. Schließlich betrug Ende 2007 die Höhe der im Fonds Demografische Reserve 

angesammelten Mittel nicht ganz 3,5 Mrd. PLN. Es ist zu betonen, dass, wenn man die 

ursprünglichen Vorschriften des Gesetzes über das System der Sozialversicherungen 

eingehalten hätte, der geschätzte Wert der an den Fonds Demografische Reserve 

übergebenen Mittel bis Ende 2008 17,5 Mrd. PLN betragen hätte. Der Stand der Aktiva des 

Fonds ist unverhältnismäßig gering im Verhältnis zum Bedarf. Als Vergleich: Die Höhe der 

aus dem Fonds Demografische Reserve ausbezahlten Rentenleistungen betrug Ende 2007 

73,7 Mrd. PLN. Die in dem Fonds angesammelten Mittel machen also nicht ganz 5% der 

jetzigen jährlichen Ausgaben für die Renten aus. Man kann also feststellen, dass der Fonds 

bisher die Funktion, für die er geschaffen wurde, nicht erfüllt hat. Daher sind Änderungen 
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notwendig. Diese Schlussfolgerung drängt sich auch nach der Analyse der durch die 

Sozialversicherungsanstalt dargestellten Prognosen für die Jahre 2009-2013 auf, die den 

Umfang der Defizite der Sozialversicherungsfondsmittel für die Auszahlung der 

Rentenleistungen in den einzelnen Jahren aufzeigen. Aufgrund der Prognosen der 

optimistischen Variante kann man das kummulierte Niveau des Defizits im 

Sozialversicherungssystem in den Jahren 2009-2013 auf 157,5 Mrd. PLN beziffern. In der 

pessimistischen Variante kann dieser Betrag sogar über 226 Mrd. PLN betragen.   

 

· Eine ernste Herausforderung stellt die Erhöhung des zur Zeit niedrigen 

Beschäftigungsniveaus dar (zum Teil mit der illegalen Arbeit wie auch mit der hohen 

Arbeitslosigkeit). Da die Reform von 1999 die Grundsätze der Pensionszahlungen   für 

Personen ab dem 49. Lebensjahr nicht geändert hat, stellen die Frühpensionen weiterhin ein 

Problem dar, (das jedoch schon 2008 zum Teil gelöst wurde). Nach wie vor gibt es 

Programme für die Vorruhestandsleistungen und es ist dafür zu sorgen, dass sie nicht als 

Ersatz für die Möglichkeit einer früheren Verrentung missbraucht  werden. Strikte Einführung 

der verschärften Vorschriften über die Behindertenleistungen kann zur Vermeidung einer 

ähnlichen Ausnutzung dieses Systems beitragen. Um eine einheitliche Handhabe zu 

gewähren, ist die Verleihung der Sonderrentenberechtigungen an bestimmte Berufsgruppen 

zu vermeiden. 

 

 
3.2 Frührenten vor der Rentenreform 1999 
 

Die am 1. Januar 1999 eingeleitete Sozialversicherungsreform differenziert die Grundsätze 

für die Ermittlung  des Rentenanspruchs und ihrer Höhe abhängig vom Alter der 

Versicherten. Sie änderte hingegen keine Bedingungen und Kriterien für frühere Verrentung. 

Solche Änderung hat das in 3.2 beschriebene und im Gesetzblatt vom 31. Dezember 2008 

veröffentlichte Gesetz zu sog. „Brückenrenten“ eingeführt, deshalb wird an dieser Stelle  die 

Situation der Frührenten vor dem Inkrafttreten des oben genannten Gesetzes zu 

„Brückenrenten“ besprochen. 
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Die Arbeit am Gesetz zu „Brückenrenten“ wurde im Jahre 2007 aufgenommen und das 

Gesetz ist seit dem 01. Januar 2009 in Kraft. 

Vor der Einführung des Gesetzes zu „Brückenrenten“ war die frühere Verrentung üblich. Die 

Verzögerung der Gesetzeseinführung hatte zur Folge, dass ca. 100 000 Polen, die den 

Arbeitsmarkt im Jahre 2008 verlassen haben, sich für die günstigere Rente entschieden 

haben. 

 

Die frühere Verrentung nach den alten Grundsätzen können unabhängig von den 

Arbeitsbedingungen Personen in Anspruch nehmen, die vor dem 01. Januar 1949 geboren 

sind und grundsätzliche Kriterien des Alters und der Arbeitszeit erfüllen: 

 

Frauen, die das Alter von 55 Jahren erreicht haben und mindestens 30 Jahre gearbeitet 

haben oder Frauen, die das Alter von 55 Jahren und 20 Berufsjahre erreicht haben und über 

das Gutachten über volle Arbeitsunfähigkeit verfügen. 

 

Männer, die das Alter von 60 Jahren und 25 Berufsjahre erreicht haben aber nur dann, wenn 

bei ihnen eine volle Arbeitsunfähigkeit festgestellt wurde.  

 

Es reicht aber nicht, das entsprechende Alter und Berufsjahre zu haben. Man muss noch:  

 

unmittelbar vor der Antragstellung auf Frührente eine sog. Arbeitnehmerversicherung haben. 

Diese Versicherung wird vom Arbeitgeber für jede und jeden sozialversicherungspflichtig 

Beschäftigten (befristet oder unbefristet) gezahlt und innerhalb von zwei Jahren vor der 

Antragstellung mindestens ein halbes Jahr sozialversicherungspföichtig beschäftigt sein. 

 

Gegenwärtig schreibt die Presse, dass, wenn man Voraussetzungen für die Frührente nach 

den Grundsätzen von vor dem 1. Januar 2009 erfüllt, man Gründe zur Zufriedenheit hat, da 
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sie nach dem günstigeren Umrechnungsfaktor ermittelt wird und es kein Verbot für die 

Aufnahme einer zusätzlichen Beschäftigung gibt.  

In der Gruppe der Länder Osteuropas besitzt Polen formell das höchste Ruhestandsalter – 

65 Jahre. Aber die bis zum 1. Januar 2009 geltenden Voraussetzungen für die frühere 

Verrentung verursachten inzwischen, dass das Durchschnittsalter für den Ruhestandseintritt 

weniger als 57 Jahre beträgt. 

 
 
3.3 Frühe Verrentung heute 
 
Die polnische Gesellschaft weicht nicht von den Gesellschaften der anderen entwickelten 

Länder ab. Sie wird alt. Laut den Angaben der Sozialversicherungsanstalt machen 16% der 

Gesellschaft Menschen im Alter über 60 Jahre aus. Bis 2030 steigt dieser Anteil auf 26-27%. 

Im Jahre 2008 werden 13,5 % der Polen mehr als 65 Jahre alt sein. Es wird geschätzt, dass 

Menschen über 65 Jahre 2030 23,8 % und 2060 schon 36,2% der Gesellschaft bilden 

werden.  

 

Im Jahre 2001 betrug die durchschnittliche Zahl der monatlich aus der 

Sozialversicherungsanstalt versorgten Leistungsbezieher 7,122 Mio., im Jahr 2007 betrug 

diese Zahl schon 7,303 Mio. 

 

2007 bildeten Rentner die entschiedene Mehrheit der Leistungsempfänger (62,5 % ) – am  

30. August 2007 waren es fast 4,6 Mio. Sonstige Personen erhielten Rente wegen der 

Arbeitsunfähigkeit (20% = 1,46 Mio.) sowie Witwen- und Waisenrente (17,5% = 1,3 Mio.) 

 

Eine separate Gruppe bilden Personen, die von der Sozialversicherungsanstalt Sozialrenten, 

Beihilfen und vorgezogene Altersrenten beziehen. Ende 2007 zählte diese Gruppe über 

594.000 Leistungsempfänger – über 40 Prozent hatten Sozialrenten, 28,5 Prozent Beihilfen 

und 31,3 Prozent  vorgezogene Altersrenten. 
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In Polen gilt zurzeit das Gesetz über „Brückenrenten“ vom 19. Dezember 2008, veröffentlicht 

im Gesetzblatt vom 31. Dezember 2008. Es definiert unter anderem die Bedingungen für den 

Erwerb und Verlust der Rechte auf Renten und Entschädigungen durch einige Arbeitnehmer, 

die eine Arbeit unter besonders schweren Bedingungen oder eine mit besonderem Charakter 

ausüben. Das Gesetz bestimmt auch die Arten solcher Arbeit, deren Ausübung  zum Bezug 

der Brückenrente berechtigt.  

 
Zu den Arbeiten  in den besonders schweren Bedingungen werden unter anderem gezählt: 

 
- unterirdische Arbeiten direkt bei Tunnelvortrieb im Gebirge, 

 
- Arbeiten direkt bei der Bedienung von Hochöfen in Stahlbetrieben und 

Gießereien, 
 

- Arbeiten auf den Bohrinseln 
 
Zu den Arbeiten mit besonderem Charakter werden unter anderem gezählt: 
 

- Arbeiten der Flugzeugführer (Pilot, Instruktor) 
 
- Beschäftigte in Kernkraftwerken  
 
- Arbeiten der Mitglieder von Rettungsmannschaften  
 
- Arbeiten der Lehrer, Erzieher und sonstiger Pädagogen, die in 

Jugenderziehungseinrichtungen, Jugendeinrichtungen für die Soziotherapie, 

Bildungseinrichtungen, Jugendheimen, Erziehungsanstalten gemäß den Vorschriften 

des Gesetzes über das Vorgehen bei Jugendlichen. 

 
Die Gewerkschaften waren dagegen, das Gesetz über „Brückenrenten” einzuführen, da es 

mit der Einschränkung der Zahl der zur vorgezogenen Leistungen Berechtigten sogar um 

800 Tsd. Menschen verbunden war. 

 



 

 

     

34����������	
���
����������������
��������
����
���� ����
������
����
��������
	�������

3.4 Gewünschter Ruhestandszeitpunkt 
 
44 Prozent der Polen wollen ihre Arbeit vor dem 60. Lebensjahr beenden. 8 Prozent wollen 

beruflich aktiv sein, solange sie gesund bleiben. Polen gehört neben Spanien zu den EU-

Ländern, wo über 60 Prozent der Personen im Alter von 54-60 Jahren so schnell wie möglich  

in Rente gehen wollen. Es gibt mehrere Ursachen dafür, dass die Polen sehr schnell ihre 

Berufskarriere beenden wollen. Wie aus den durch das Ministerium für Arbeit und 

Sozialpolitik durchgeführten Forschungen hervorgeht, ergibt sich eine frühere Verrentung 

unter anderem aus folgenden Gründen (Eurostat): 

 

�� Die Polen fliehen gern in die Rente, da sie ihnen das Gefühl der Sicherheit, 

Stabilisierung und Ruhe verleiht. Die sich oft verändernden Vorschriften haben die 

Einstellung zur Folge: Ich nehme das, was die jetzt geben, statt durchs Warten etwas 

zu riskieren (z.B. Verlängerung des Ruhestandeintrittsalters, Änderung der 

Berechnungsgrundsätze, Minderung der Auszahlungssätze). Irgendeine Rente ist 

immer besser als die Unsicherheit vor dem Morgen, Angst vor der Arbeitslosigkeit, 

vor dem Wettbewerb mit jungen Arbeitnehmern.  

 

�� Das Wissen über das Rentensystem ist sehr schlecht. 

 

�� 65% der Rentner erklären, dass das Ruhegehalt ihre materielle Lage aufgrund der 

Möglichkeit einer legalen oder illegalen Beschäftigung verbessert.  

 

�� Ein Teil der Polen geht in Rente aus nichtigen Gründen, z.B. schlechte 

Arbeitsatmosphäre, Schwierigkeiten bei dem Zurechtkommen mit den neuen 

Realitäten,  Geringschätzung seitens der Vorgesetzten.  Die Entscheidung darüber, in  

Rente zu gehen,  resultiert oft aus der Absicht, den Kindern zu helfen, die nach einer 

Arbeitsstelle suchen oder wenig verdienen. Manchmal erscheint auch das Argument 

der Solidarität der Generationen – ich mache Platz für die Jungen frei, die mit der 

Familiengründung größere materielle Bedürfnisse haben (Kredite). 
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�� Die Entscheidung über die Verrentung wird oft durch die Familie erzwungen. Der 

Rentner hilft dann sowohl seinen Kindern als auch oft den Eltern, die ja älter als er 

sind. 

    

�� Die körperliche Belastung durch die Arbeit 

  

Zu den vielen Mechanismen, die eine frühe berufliche Deaktivierung beeinflussen ist noch 

eines hinzuzufügen – die Politik. Die Rentner werden zum Spielball im Kampf zwischen den 

einzelnen Parteien. Ihr Ziel ist eine frühe Verrentung von Menschen zu ermöglichen, obwohl 

sie noch im Vollbesitz ihrer Kräfte sind.  

 

 

4. Situation je nach Branche und Unternehmen 
 
4.1 Entwicklung der Anforderungen an die fachliche Komp etenz    

 und die Belastungen im Berufsleben 
 
Aufgrund des durchschnittlich sehr niedrigen Erwerbsaustrittsalters in Polen, ist nach den 

Angaben des Ministeriums für Arbeit und Sozialpolitik mehr als die Hälfte der berufsfähigen 

Bevölkerung passiv, wobei der Anteil derjenigen größer ist, die in der ZUS 

(Sozialversicherungsanstalt) versichert sind, als in der KRUS (Kasse der 

Landwirtschaftssozialversicherung) versicherten Personen.  

 
Der Anteil der nicht erwerbstätigen Bevölkerung steigt natürlich mit dem Alter in beiden 

Gruppen der Versicherten, wobei der Prozess der Berufsdeaktivierung der in KRUS 

versicherten Personen langsamer ist. 

 

Das  Aufhalten der Personen auf dem Arbeitsmarkt in den älteren Gruppen des 

erwerbsfähigen Alters betrachtend,  bezieht sich die grundsätzliche Herausforderung auf die  

ZUS-Versicherten.  Andere Merkmale der Population weisen auch auf die größeren 
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potentiellen Möglichkeiten der beruflichen Aktivierung  ZUS- Versicherten  als der  KRUS-

Versicherten hin. Die Population der ZUS-Versicherten  zeichnet sich durch das wesentlich 

höhere Humankapitalniveau im Vergleich zu den KRUS-Versicherten aus, das über die 

Möglichkeit des Verbleibens auf dem Arbeitsmarkt entscheidet. Die ZUS-Versicherten 

legitimieren sich mit der  durchschnittlich höheren Ausbildung als die KRUS-Versicherten, sie 

kennen öfter Fremdsprachen, verfügen über eine Fahrerlaubnis oder Computer- und Internet 

kenntnisse. Generell sind aber die Personen in dem Vorruhestandsalter durch ein niedriges 

Niveau in der Beherrschung der grundsätzlichen das Leben und die Arbeit unterstützenden 

Kompetenzen gekennzeichnet. Das betrifft vor allem die Kompetenzen im Bereich der 

Informatik, was in vielen Fällen eine bedeutende Barriere für ihr Erwerbsleben bilden kann.  

 
 
4.2 Gesundheit und Leistungsfähigkeit 
 
Der Gesundheitszustand ist einer der wesentlichen Faktoren, der die berufliche Aktivität der 

Personen im Vorruhestandsalter beeinflusst. Der schlechte Gesundheitszustand wird von der 

Hälfte der nicht erwerbstätigen Personen als Hauptfaktor genannt, der ihnen die 

Arbeitsaufnahme erschwert. Aus der Analyse des Gesundheitszustands der Befragten, die 

auf der Grundlage ihrer subjektiven Bewertung der vollständigen oder teilweisen 

Einschränkung ihrer Fähigkeit zur Ausführung von grundsätzlichen Lebenstätigkeiten 

durchgeführt wurde, geht hervor, dass der Gesundheitszustand der in ZUS versicherten und 

außerhalb der Landwirtschaft beschäftigten Personen im Vergleich zu den in der 

Landwirtschaft Beschäftigten besser ist. In der subjektiven Bewertung und gemäß den 

Richtwerten des Bereichs der biologischen Störung sind die Arbeitslosen und nicht 

erwerbstätige Personen von dem schlechtesten Gesundheitszustand betroffen. 

 
Sofern der Gesundheitszustand keine Barriere für die Erhöhung der beruflichen Aktivität der 

in ZUS versicherten Frauen im Alter von  55-59 Jahren bildet, kann er doch eine Barriere für 

das Verbleiben in der Beschäftigung für die älteren Frauen bedeuten. Es scheint auch, dass 

der Gesundheitszustand keine Barriere für das Verbleiben der in ZUS versicherten Männer 
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im Alter von 55-65 Jahren auf dem Arbeitsmarkt darstellt. Die Verlängerung der Perioden der 

beruflichen Aktivität der Männer über dem 65. Lebensjahr kann aber auf das Hindernis der 

sichtbaren Verschlechterung ihres Gesundheitszustands stoßen. Die Verschlechterung des 

Gesundheitszustands erfolgt unter den in KRUS versicherten Frauen und Männern um fünf 

Jahre früher.  

Die Ergebnisse unserer Analysen haben auch einen engen und aus anderen Forschungen 

bekannten Zusammenhang des Ausbildungsniveaus mit dem Gesundheitszustand und 

seiner Bewertung bestätigt.  Man kann also erwarten, dass in der Zukunft die Verbesserung 

des Gesundheitszustands, die mit der Erhöhung des Ausbildungsniveaus der Bevölkerung 

verbunden ist, zum grundsätzlichen Faktor für das längere Verbleiben auf dem Arbeitsmarkt 

wird. Es muss darauf hingewiesen werden, dass die Möglichkeit der Verlängerung der 

Perioden der beruflichen Aktivität, die aus der Perspektive des Gesundheitszustands 

bewertet wird, in der territorialen Erfassung nicht einheitlich ist: Des besten 

Gesundheitszustands erfreuen sich die Einwohner von größeren Städten, des schlechtesten 

dagegen die ländliche Bevölkerung. Gemäß den Erwartungen war das Einkommensniveau 

der mit der Landwirtschaft verbundenen Bevölkerung (KRUS-Versicherten) niedriger als das 

Einkommensniveau der Bevölkerung aus dem außerlandwirtschaftlichen Sektor (ZUS-

Versicherten). Zu berücksichtigen ist auch der positive Einfluss der Ausbildung auf das 

Einkommensniveau und Einkommenssteigerung mit der Änderung der Wohnsitzgröße. Die 

finanzielle Lage der Haushalte, deren Oberhaupt Renten aus ZUS beziehen, ist schlechter 

als Haushalte der erwerbstätigen Personen, die in ZUS versichert sind.  Bei den KRUS-

Versicherten ist es umgekehrt. In diesem Fall lohnt es sich, in Rente zu gehen, weil das 

durchschnittliche Einkommen der Haushalte steigt. 
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4.3 Fort- und Weiterbildung 
 
In Polen fehlt es an wirksamen Instrumenten zur Motivierung der Arbeitgeber, in die 

Weiterbildung der Arbeitnehmer zu investieren; der Anteil von Arbeitnehmern die sich 

weiterbilden ist sehr gering. 

 

Die Mehrheit (55,8%) der polnischen Arbeitgeber kennt keine Grundsätze der Bildung und 

Nutzung des Betriebsschulungsfonds. Nur 22,1% der Befragten erklärten, die Regeln des 

ZFS (Betriebsschulungsfonds) zu kennen und weitere 22,1% hätten etwas zu diesem Thema 

gehört. Diese Kenntnis korreliert mit der Größe des Unternehmens  – je größer das 

Unternehmen, desto besser die Kenntnis des ZFS. 

 
12,9% der untersuchten Arbeitgeber haben angegeben, einen Schulungsfonds zu haben, 

4,2% der Untersuchten besaßen einen und 85 % keinen Betriebsschulungsfonds. Das 

bedeutet, dass der Anteil der Arbeitgeber, die einen  Fonds bilden und nutzen, gering ist. 

 

Die Betriebsschulungsfonds werden hauptsächlich in den öffentlichen Institutionen 

(besonders oft in den Gesundheitsschutzzentren) gebilde, oft auch in großen Unternehmen, 

seltener in den mittleren, am seltensten in den kleinen und vereinzelt  in den Mikrosubjekten. 

Über den Betriebsschulungsfonds verfügen vor allem diejenigen, die ihre Tätigkeit im 

Bereich der Industrieverarbeitung, des Gesundheitsschutzes und der Sozialhilfe, öffentlicher 

Verwaltung und Nationalverteidigung sowie in der Bildung haben.  

 
In dieser Gruppe sind aus folgenden Sektionen der Nationalwirtschaft keine Betriebe 

vertreten: Land- und Forstwirtschaft, Bauwesen, Finanzvermittlung und kommunale 

Dienstleistungstätigkeit, soziale und individuelle Tätigkeit.    

Der von den Arbeitgebern angezeigte Hauptgrund zur Bildung des ZFS waren die 

Schulungsbedürfnisse der Arbeitnehmer. Es ist zu betonen, dass dieser Fonds hauptsächlich 

in den Wirtschaftseinheiten geschaffen wird, in denen eine rege  Bildungsaktivität der 

Arbeitnehmer auftritt, die oft durch die Anforderungen des Berufskarrierepfads erzwungen 
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wird (öffentliche Institutionen). Es ergibt sich daraus, dass die Bildung und Nutzung von ZFS 

durch die Erwartungen der Arbeitnehmer angeregt werden. 

 
In den durch das Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik analysierten Bereichen waren die 

Aufwendungen für die Schulungen sehr differenziert und hingen hauptsächlich von der 

Arbeitnehmerzahl ab. Man kann beobachten, dass in der Mehrheit der 

Wirtschaftsunternehmen (besonders mit guten ökonomischen Konditionen) die Mittel des 

Schulungsfonds im Ganzen die Schulungskosten gedeckt haben. Das beweist eine hohe 

Effektivität der Nutzung der Schulungsfondsmittel und die Zweckmäßigkeit ihrer Verwendung 

für die Umstrukturierung der Qualifikationen der Beschäftigten.   

 

Die Mitfinanzierung der Weiterbildung erfolgt am häufigsten aus den Eigenmitteln der 

Firmen. Der Grund dafür war vor allem die Unkenntnis von sonstigen Finanzierungsquellen. 

Es gibt auch Mitfinanzierung der Weiterbildungsprozesse durch die Arbeitnehmer, was mit 

der Übertragung eines Kostenteils auf die Person, die den Willen zum Ausbau oder 

Änderung ihrer Qualifikationen äußert, von Seiten des Arbeitgebers erfolgt.  

 
Aus den Zuschüssen von den Selbstverwaltungs- und Ressortmitteln wurden hauptsächlich 

Bildungsmaßnahmen in den öffentlichen Institutionen finanziert. Die Ursachen der niedrigen 

Nutzung von Zuschüssen ergeben sich aus der Unkenntnis der Arbeitnehmer über die 

Möglichkeit der Finanzierung von Schulungen und aus den zu aufwändigen, bürokratischen 

Regeln ihrer Gewinnung. Da die öffentlichen Zuschüsse oft mit einer Kontrolle verbunden 

sind, werden sie oft nicht beantragt. 

 

Der Mangel an Bildungsstrategie oder ihre Marginalisierung in Unternehmen resultiert auch 

daraus, dass vielen Arbeitgebern die Vorteile, die sich aus der Weiterbildung für ihr 

Unternehmen ergeben, nicht bewusst ist.  

Die Idee der Weiterbildung ist zu schwach verbreitet – sowohl unter den Firmeneigentümern 

als auch unter den Managern, sowie unter den Vertretern der Angebotsseite des 

Arbeitsmarkts (Berufstätige, Arbeitslose). 
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In den letzten Jahren hat sich die Situation verbessert. Eine Intensivierung der 

Bildungsmaßnahmen war möglich, da Fördermittel der EU zur Verfügung standen. Hinzu 

kam eine Medienkampagne über die Bedeutung der Weiterbildung. 

Mit der Unterstützung der staatlichen und regionalen Agenturen und Institutionen, die den 

Arbeitsmarkt überwachen und kontrollieren, steigt mit jedem Monat das Bewusstsein und die 

Nutzung der Strukturfonds. 

 

 
5. Konkrete alterspolitische Aktionen auf nationale r, regionaler und 
betrieblicher Ebene 
 
Polen als EU-Mitgliedsstaat beteiligt sich an der Realisierung der Lissabon-Strategie. Die 

Herausforderungen, die vor uns stehen, sind enorm, zumal wir die Tatsache berücksichtigen, 

dass die Beschäftigungsquote in Polen um 53% herum oszilliert, während der EU-

Durchschnitt bei 64% liegt.  

 

Vor diesem Hintergrund beginnt das Thema der beruflichen Aktivität der älteren Personen 

erst langsam öffentlich bewusst zu werden. Die ersten Anzeichen der Reflexion erscheinen 

in den Medien, auf den Konferenzen und in den Regierungsdokumenten. Die Zurückhaltung 

ergibt sich aus der noch bis vor kurzem lancierten Überzeugung, dass die 

Berufsdeaktivierung der Personen über dem 50. Lebensjahr eine ausgezeichnete Lösung für 

die Reduzierung der Arbeitslosigkeitsquote ist. Üblich war auch die Überzeugung, dass die 

Personen, die z.B. vorgezogene Altersrente in Anspruch nehmen, Arbeitsplätze für die 

arbeitslosen jungen Menschen frei machen. Vielmehr  wurde in den 90er Jahren eben diese 

Politik realisiert, was übrigens klar bewiesen hat, wie falsch diese Ansicht war. Die 

Arbeitslosigkeit wurde nicht reduziert, weil die freien Arbeitsplätze nicht für junge Menschen 

bestimmt waren und meistens einfach aufgelöst wurden. Es erfolgte dagegen ein heftiger 

Rückgang der Erwerbstätigkeit der Personen nach dem 50. Lebensjahr. Zurzeit beträgt die 

Beschäftigungsquote in der Altersgruppe 55-64 Jahre in Polen ca. 27%, zweimal weniger 

also als das in der Lissabon - Strategie angenommen wurde. Obwohl die Staatspolitik 
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gegenüber den Personen in dem nicht mobilen Alter sich langsam verändert, ist das falsche 

Klischee über die Vorteile der früheren Berufsdeaktivierung allgemein verbreitet und hat eine 

große Wirkungskraft. 

 
Den Maßnahmen, die mit der nationalen Alterspolitik zusammenhängen, liegen ebenfalls 

Konsultationen mit allen repräsentativen Gewerkschaften in Polen zugrunde. Indem 

Gewerkschaften eine aktive Rolle im gesellschaftlichen Dialog inne haben, wurden sie zum 

Initiator zahlreicher Aktivitäten und Veränderungen in der Wahrnehmung des Problems der 

alternden Gesellschaft. Eine führende Rolle in diesem Bereich spielt die Gewerkschaft 

Solidarnosc, die nicht nur an Konsultationen und Verhandlungen teilnimmt, sondern auch 

aktiv gegen die negativen Folgen auf dem Arbeitsmarkt kämpft, gerade im Bezug auf die 

Alterspolitik. Als Beispiel können hier der Verein Solidarität mit den Arbeitslosen oder auch 

das Programm Partnerschaft für das Unternehmertum der Beschäftigten in der Werftindustrie 

dienen. 

 

 

5.1 Vorhandene Programme 
 
· Operatives Programm Humankapital  
 

In den Jahren 2007-2013 erhält Polen die größte Allokation – im Rahmen des ESF – von 

allen EU-Ländern, die den Fonds nutzen. Die Ziele und Aufgaben des Europäischen 

Sozialfonds werden durch die Realisierung des Programms Humankapital erreicht. Das 

Programm beinhaltet zahlreiche Unterstützungsbereiche des ESF, darunter u.a. 

Beschäftigung, sozialer Ausschluss, Qualifikationen der Arbeitnehmer, Bildung und 

institutionelle Entwicklung der Verwaltung. Es umfasst zehn Prioritäten. Die Prioritäten I 

bis V betreffen die Stärkung der Arbeitsmarktinstitutionen, Sozialpolitik, Bildung und 

öffentliche Verwaltung auf dem zentralen Niveau.  Die Prioritäten VI bis X konzentrieren 

sich auf Unternehmen und Bildung in den Regionen. Das Hauptziel des Programms ist 

Steigerung der Beschäftigung und der sozialen Kohäsion. 
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· Projekt des Ministeriums für Arbeit und Sozialpolit ik: SPO RZL  (Sektorales 

Operatives Programm „Humanressourcen“ ) Bearbeitung und Verbreitung der 
nationalen Standards der Berufskompetenzen:  

 
Der Standard der Berufskompetenzen ist eine Norm, die die Arbeitnehmerkompetenzen 

gemäß den Anforderungen der zugrunde gelegten Stellenprofile im Beruf beschreibt. 

Diese Kompetenzen sind für die Ausführung der typischen beruflichen Aufgaben 

notwendig. Die Qualifikationsstandards  haben eine enorme Bedeutung für die 

Verbesserung der Berufsbildung. Sie erlauben die Qualität der Bildung zu sichern und sie 

mit dem Arbeitsmarkt zu verbinden – sie sind Basis für die Schaffung der 

Bildungsstandards und folglich der Lehrprogramme und Prüfungsstandards. Sie sichern 

die Transparenz der Qualifikationen, die auf den verschiedenen Wegen (Schule, Kurse, 

in der Praxis usw.) erlangt werden. 

 
· Programm Lebenslanges Lernen   des Departements für den Arbeitsmarkt 

des Ministeriums für Arbeit und Sozialpolitik: 
 

Die Bestandteile bilden zwei Projekte im Rahmen  der Transversal Programme: 

 

o Euroberatung Polen (Euroguidance Poland)  

Dauer des Projekts: 2007-2013 (jährliche Vertragsperioden,) Projektpartner: 

Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik, Departement für den Arbeitsmarkt, 

Ministerium für die Nationalbildung, Landeseinrichtung für die Förderung der Berufs- 

und Weiterbildung sowie das Netzwerk der Zentren Euroguidance. Das allgemeine 

Ziel des Projekts ist Förderung der beruflichen und erzieherischen Mobilität der 

Bürger und Entwicklung der Berufsberatung zu ihren Gunsten. Diesem 

übergeordneten Ziel dient die Realisierung der detaillierten Ziele Sammlung und 

Verbreitung von Berufsinformationen, sowohl auf der nationalen als auch auf der 

internationalen Ebene. 



 

 

     

43����������	
���
����������������
��������
����
���� ����
������
����
��������
	�������

 

 

o Europäisches Netzwerk der Lebenslangen Berufsberatung (European Lifelong 

Guidance Policy Network – ELGPN);  

 Dauer des Projekts: 2007-2013 (jährliche Vertragsperioden); Projektpartner: alle EU-

Mitgliedsstaaten sowie die Türkei und Island als Beobachter, vertreten von den 

Sozialpartnern sowie Regierungsinstitutionen, die für die Entwicklung der 

Berufsberatung verantwortlich sind. Das strategische Ziel des Netzwerks ist die 

Entwicklung der nationalen Systeme der lebenslangen Berufsberatung durch die 

Mitgliedstaaten. Diesem Ziel dienen die in die internationale Kooperation 

aufgenommenen Maßnahmen (thematische Seminare, Studienbesuche) und 

Initiativen mit der nationalen Reichweite (interinstitutionelle Zusammenarbeit, 

Verbreitung der besten Praxen). 

 
Projekt PHARE 2000 unter dem Namen Landessystem der Berufsbildung  
 
Es bestand aus zwei Teilen: Der erste Teil wurde in Form von Partnerschaftsvereinbarungen 

realisiert und umfasste Fragen im Bereich der Gestaltung der Zusammenarbeit zwischen der 

Regierung und den sozialen Partnern für die Stimulierung der Entwicklung von 

Weiterbildung. Der zweite Projektteil, der in Form eines Vertrags über die Ausführung der 

Aufgaben bestand, bezog sich auf die Bildung der Informationsgrundsätze und 

methodologischer Basis für die Realisierung einer effektiven Schulungspolitik, die den 

Arbeitsmarktbedürfnissen entsprechen würde. Das Projekt war zu 94% aus PHARE-Mitteln 

und zu 6% aus Eigenmitteln des Staates finanziert. Die Einleitungsmaßnahmen des Projekts 

wurden im Jahre 2004 abgeschlossen. 

 

Das  allgemeine Ziel war, die Nationale Strategie des Beschäftigungswachstums und die 

Entwicklung der Humanressourcen in den Jahren 2000-2006 zu unterstützen. 
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· Programm Aktive Frau   des Ministeriums für Arbeit und Sozialpolitik  
 

Das grundsätzliche Ziel des Programms Aktive Frau ist die Erhöhung der 

Beschäftigungsquote von Frauen über 50 und die Erleichterung der Teilnahme von 

arbeitslosen Frauen an Maßnahmen, die die Chance der Arbeitsaufnahme und -

erhaltung oder die Aufnahme eigener Wirtschaftstätigkeit ermöglichen. Das Projekt wird 

auf der staatlichen und regionalen Ebene realisiert. Die Koordinatiosstelle ist das 

Ministerium für Arbeit und Sozialpolitik und die Ausführenden sind WUP’s 

(Wojewodschaftsarbeitsämter) und PUP’s (Kreisarbeitsämter). 

 
· Programm 45/50 PLUS: Solidarität der Generationen  

 
Das Programm der Maßnahmen zugunsten der Beschäftigungsförderung, Milderung der 

Arbeitslosigkeitsfolgen und beruflicher Aktivierung der Personen im nicht mobilen Alter 

(als Altersintervall, das im erwerbsfähigen Alter enthalten ist und Personen umfasst, die 

nicht mehr willig sind, für eine neue Arbeitsstelle den Arbeitsort zu wechseln oder sich 

weiterzubilden und umzuschulen, werden 45-59 Jahre für die Frauen und 45-64 Jahre für 

die Männer angenommen). Das Programm setzt voraus, dass infolge dessen der Anstieg 

der Beschäftigungsquote der Menschen im Alter 55- 64 vom jetzigen Niveau 28 % auf 40 

% im Jahre 2013 ansteigt. Diese Quote soll dagegen 2020 bis zu 50 % steigen. Zu 

diesem Zweck sieht die Regierung intensivere Motivierung – darunter finanzielle – der 

Arbeitgeber voraus, damit sie eher Personen im höheren Alter beschäftigen. Bestandteile 

davon bilden auch sog.  „weiche“ Maßnahmen, die Qualifikationen, Fertigkeiten und 

Effektivität der Arbeit dieser Personen unterstützen. Als Ergebnis werden die 

Erwerbstätigen mehr Anregungen haben, um auf dem Arbeitsmarkt zu bleiben. Damit 

wird  auch die Frührente als Lebensoption nicht mehr so attraktiv bleiben.  

 

Das Programm wird unter anderem aus Fördermitteln des Arbeitsfonds finanziert. Das 

Programm Solidarität der Generationen fördert die Beschäftigung der Personen im Alter 

50+ und zeigt den Arbeitgebern und der Öffentlichkeit die Vorteile aus ihrer Aufnahme in 
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die Arbeit. Der erste und grundsätzliche Schritt wäre die Motivation der Arbeitgeber, die 

älteren Arbeitnehmer weiter zu beschäftigen. 

 
Die Arbeitgeber werden von den Beiträgen zu  Arbeitsfonds und Fonds der garantierten 

Arbeitnehmerleistungen befreit; dies betrifft die Arbeitnehmer, die  

5 Jahre vor dem gesetzlichen Rentenalter (55 Jahre für Frauen und 60 Jahre für Männer) 

sind. 

 

Die Firmen erhalten darüber hinaus Zuschüsse für Fahrtkosten, die an Arbeitnehmer 

gezahlt werden. Die Firmen, die diese Art der Unterstützung in Anspruch nehmen, 

müssen  älteren Arbeitnehmern die Möglichkeit der Einschränkung der Arbeit in Bezug 

auf die ihre Gesundheit beeinflussenden Faktoren anbieten (Vibrationen, Lärm, hohe 

oder niedrige Temperaturen, erzwungene Körperlage, Heben von schweren 

Gegenständen, fließbandartige Tätigkeiten usw.) und die Formen der Arbeitsausübung 

flexibler machen. Die grundsätzliche Empfehlung ist flexible Gestaltung der Arbeitszeit – 

unter anderem durch die Änderung der Arbeitsstunden während des Tages (unter 

Berücksichtigung des Gesundheitszustands und der  Lebenssituation), Herabsetzung der 

Arbeitszeit in den atypischen Arbeitsstunden (Überstunden, Arbeit in der Nacht, 

differenzierte Arbeitszeit während des Tages, darunter Wochenenden). „Die Solidarität 

der Generationen” betont, dass für den Erhalt der Arbeitsfähigkeit von Personen nach 

dem 50. Lebensjahr eine Verbesserung der Gesundheitsvorsorge erforderlich ist. 

Notwendig sind  Präventionsmaßnahmen, die der Herabsetzung der Produktionsfähigkeit 

aufgrund des schlechten Gesundheitszustands vorbeugen, und anschließend die 

berufliche Weiterbildung ermöglichen. Das Programm setzt auch Maßnahmen voraus, 

die den Bildungswegen für die Personen im Alter 45+ dienen. Es geht hier um den 

Aufbau eines Systems, das den Arbeitnehmern kostenlose Selbstprüfung der Berufs- und 

allgemeinen Kompetenzen ermöglicht, darunter Internet, in den Zentren der 

Karriereplanung sowie bei den Arbeitsämtern (es wurden Bildungsgutscheine und 

Programme für Stipendien oder Schulungen vorgesehen). Ältere Arbeitnehmer sollen 

den  Zugang zu  einem sog. Job-Coaching haben. Die Arbeitgeber wiederum, die einen 
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Schulungsfonds bilden (oder mindestens ein separates Konto für die Schulungen), 

können sich um Teilkostenrückerstattung der Schulungen für ihre Arbeitnehmer aus dem 

Arbeitsfonds bewerben. Die Solidarität der Generationen ist das Programm, das durch 

die Erhöhung der Anzahl der Berufstätigen unter den Personen älter als 50 die 

Maßnahmen  zur Wirtschaftsentwicklung in Polen intensivieren sollte.    

 

 

5.2 Betriebliche Programme zur Förderung älterer Ar beitnehmer 
 
In den Jahren 2004- 2009 kann man in Polen die Tendenz der Dezentralisierung der 

Forschungs- und der vorbeugenden Aufgaben in den Fragen der Sozialen Partnerschaft und 

des interinstitutionellen Dialogs beobachten. 

 

Diese Funktion wurde von den unterschiedlichen Organisationen, Vereinigungen, Beratungs- 

und Schulungsfirmen übernommen, die für die Bürger und durch sie selbst errichtet wurden 

und ihre Entwicklung und Arbeit unterstützen.  

 

Die finanzielle Unterstützung kommt überwiegend aus den Strukturfonds der Europäischen 

Union. Das operative Programm Humankapital wird zu 85 % aus den EU-Mitteln 

(Europäischer Sozialfonds) und zu 15% aus den staatlichen Mitteln finanziert.  

 

Diese Programme haben eine kleinere Reichweite und betreffen konkrete Betriebe, Berufe, 

Branchen in der jeweiligen Region, dem Kreis oder der Stadt. Die Nutzung dieser 

Möglichkeiten ist unterschiedlich und abhängig von der Wirtschaftlichkeit und Betriebsamkeit 

der regionalen Behörden und Arbeitsämter selbst. In diesem Bereich werden immer mehr 

Arbeitnehmer- und Arbeitgeberorganisationen aktiv.   

 
Eine der sich am besten entwickelnden Regionen ist zum Beispiel  Westpolen (besonders 

Wielkopolska/ Großpolen). Führend sind selbstverständlich die Städte, aber auch die 
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territorialen Selbstverwaltungen haben viele interessante Ideen zum Erhalt der 

Beschäftigungsfähigkeit Älterer und zur Entwicklung ihres Wissens und ihrer Kompetenzen.  

· Jetzt Wir  - Generation 50+ 
 

Dauer des Projekts: 2008 – 2010 
 
Das Projekt wird aus den Mitteln des Europäischen Sozialfonds, des 

Staatsbudgets und der Wojewodschaftsarbeitsämter kofinanziert. Dieses 

konkrete Projekt wird unter der Aufsicht des Wojewodschaftsarbeitsamts in 

Pozna�  realisiert. 

 

Das Ziel des Projektes ist die Qualifikation der beruflich nicht aktiven 

Personen aus der Region Wielkopolska im Bereich der Fremdsprachenkommunikation 

(Englisch und Deutsch) zu erhöhen, mit den traditionellen Methoden und mittels E-

Learning. Das Projekt ist offen und an alle nicht erwerbstätigen Personen gerichtet, die in 

der Wojewodschaft Wielkopolskie angemeldet sind und aus eigener Initiative ihre 

Qualifikationen erhöhen wollen.  

 
· Junge und Aktive  45+  

 
Dauer des Projekts: 
01.09.2009 – 01.03.2011 
 
Das Projekt ist aus den Mitteln des 

Europäischen Sozialfonds, des 

Staatsbudgets und der Arbeitsämter der 

Wojewodschaften kofinanziert. Dieses 

konkrete Projekt erfolgt ebenfalls unter der Aufsicht des Wojewodschaftsarbeitsamts in 

Pozna� . 

 

Das Ziel des Projektes ist die Berufsqualifikationen der arbeitenden Personen im Alter 

über 45 aus der Region Wielkopolska im Bereich der Fremdsprachenkommunikation 
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(Englisch und Deutsch) zu erhöhen, mit traditionellen Methoden und mittels E-Learning. 

Das Projekt ist offen für alle erwerbstätigen Personen, die in der Wojewodschaft 

Wielkopolskie angemeldet sind und ihre Arbeit aufgrund eines Angestelltenvertrags, 

Genossenschaftsarbeitsvertrags, Werksvertrags oder Dienstvertrags, einer  Berufung 

oder Ernennung ausführen und die aus eigener Initiative ihre Qualifikationen erhöhen 

wollen. Im Rahmen des Projekts wird geplant, 200 Personen aus den Städten der 

Wojewodschaft Wielkopolskie zu schulen. 

 
· GESTERN WERFTARBEITER, HEUTE UNTERNEHMER 

  
Auch die Gewerkschaften bemühen sich nach ihren Möglichkeiten auf die 

Marktbedürfnisse in der Werftindustrie Vorpommerns zu reagieren. 

 

Im Dezember 2009 hat die Danziger SOLIDARITÄT mit den Partnern (Projektleader) 

Pomorska Specjalna Strefa Ekonomiczna Sp. z o. o. (Pommersche 

Sonderwirtschaftszone GmbH), Gda� ska Fundacja Przedsiebiorczo� ci (Danziger 

Unternehmensstiftung) und Pomorska Izba Rzemie� lnicza Ma
ych i � rednich 

Przedsi� biorstw (Pommersche Handwerkskammer der kleinen und mittelständigen 

Unternehmen) das Projekt ins Leben gerufen.  

 

 

Partnerschaft für das Unternehmertum der in der Wer ftindustrie 
Beschäftigten. 

 
Das Programm wurde für Personen vorbereitet, die aufgrund der schlechten Situation in 

der polnischen Werftindustrie arbeitslos wurden und die Absicht haben, sich selbständig 

zu machen. Das Programm unterstützt sie in Form von Schulungen, Businessberatung, 
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Investitionszuschüssen in Höhe von bis 40 Tsd. PLN (10.000 Euro) und 

Überbrückungssubventionen in Höhe von bis zu 1200 PLN (300 Euro) für 12 Monate. 

Das Programm können alle Werftarbeitnehmer und Arbeitnehmer der mit der Werft 

zusammen arbeitenden Betriebe in Anspruch nehmen. Das Angebot ist aber vor allem an 

Personen gerichtet, die aufgrund ihres hohen Alters und fehlender Arbeitsplätze im 

Norden Polens arbeitslos wurden. 

Das Projekt wird aus den Mitteln des Europäischen Sozialfonds kofinanziert. 

 
· GEWERKSCHAFTLICHE MAßNAHMEN ZUR BERUFLICHEN UMSCHUL UNG 

 
Viele regionale Gewerkschaftszentralen führen sog. Programme der Ad-hoc- Fortbildung 

und Umschulung der Arbeitskräfte in der jeweiligen Region durch. Diese sind im 

Allgemeinen mit der Spezifik der Industrie der jeweiligen Region oder mit der 

momentanen Situation in einer Branche verbunden.  

 

Zum Beispiel: Solidarität Wielkopolska (Großpolen) führt zurzeit unbefristet zwei Typen 

der Fachschulungen durch: 

 

o INDUSTRIESCHWEIßER:  
 

Ein Schulungszyklus in Theorie und Praxis dieses Fachgebietes. Die Schulung erfolgt 

in zwei Etappen: Zuerst im Bereich des elektrischen Schweißens und danach im 

Bereich des Gasschweißens. Der Kurs endet mit einer Prüfung im Staatlichen 

Schweißerinstitut in Gliwice und mit der Erteilung des Schweißerzertifikats dieses 

Instituts sowie der Sonderberechtigungen. Das Zertifikat ist dreisprachig in Englisch, 

Deutsch und Französisch verfasst, damit das Fachwissen des Arbeitsnehmers mit 

diesem Dokument in Weltkonzernen in Polen und in der Welt anerkannt und 

geschätzt wird.  

Die Schulung wird durch die Gewerkschaft und den Arbeitnehmer selbst mitfinanziert, 

abhängig von seiner Berufssituation, d.h. ob der Arbeitnehmer arbeitslos ist oder in 
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einer Umschulung, und ob er Gewerkschaftsmitglied ist. 

 
 
 

o BEDIENUNG UND INSTANDSETZUNG DER MOBILEN  
GABELSTAPLER:  
 
Ein Schulungszyklus in Theorie und Praxis dieses Fachgebiets. Der Teilnehmer 

dieser Schulung erhält die Befähigungsbescheinigung, die ihn zur Bedienung der 

mobilen Hubstapler mit dem mechanischen Hubantrieb berechtigt. Die Prüfung erfolgt 

durch das Staatliche Technische Überwachungsamt. Der Kurs ist in drei 

Themenbereiche aufgeteilt: 

 

�  Operator der mobilen Stapler, 
 

�  Wartung der mobilen Stapler, 
 

�  Service-Mitarbeiter für Gasflaschen in den mobilen Staplern. 
 

Die Schulung wird durch die Gewerkschaft und den Arbeitnehmer selbst mitfinanziert, 

abhängig von seiner Berufssituation, d.h. ob der Arbeitnehmer arbeitslos oder in einer 

Umschulung ist, und ob er Gewerkschaftsmitglied ist. 

 



 

 

     

51����������	
���
����������������
��������
����
���� ����
������
����
��������
	�������

Sonstige Projekte aus dem Bereich der Verbesserung der 
Qualifikationen und Wettbewerbsfähigkeit auf dem Ar beitsmarkt. 
Sie sind für Personen gedacht, die länger erwerbstä tig bleiben 
wollen –unabhängig vom Alter der Teilnehmer: 
 
 
· Sprachgrenzen überschreitend 
 

Dauer des Projekts: 2008 – 2010 
 

Das Projekt wird aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds, des Staatsbudgets und der 

Wojewodschaftsarbeitsämter kofinanziert. Dieses konkrete Projekt verläuft unter Aufsicht 

des Wojewodschaftsarbeitsamtes in Pozna� . 

 

Das Ziel des Projektes ist die Berufsqualifikationen der erwerbstätigen Personen im 

Bereich der Fremdsprachenkommunikation (Englisch, Deutsch und Italienisch) zu 

erhöhen, mit den traditionellen Methoden und mittels E-Learning, sowie in der 

Zeichensprache. Das Projekt ist offen für alle in der Wojewodschaft Wielkopolskie 

arbeitenden oder angemeldeten Personen, die ihre Arbeit auf der Grundlage eines 

Angestelltenvertrags oder anderer zivilrechtlicher Verträge ausführen und aus eigener 

Initiative ihre Qualifikationen erhöhen oder auf dem Arbeitsmarkt länger bleiben wollen. 

Im Rahmen des Projekts ist geplant 192 Personen zu schulen. 

 
· Europäische Vorschullehrer/in als erster Kontakt de s Kindes mit der 

englischen Sprache   
 

Dauer des Projekts: 2006.05.02 – 2008.01.15 
 

Das Projekt wurde aus den Mitteln des Europäischen Sozialfonds, des Staatsbudgets 

und der Wojewodschaftsarbeitsämter kofinanziert. Dieses konkrete Projekt verläuft unter 

Aufsicht des Wojewodschaftsarbeitsamtes in Pozna� . 
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Ziel des Projektes war die Berufsqualifikation der KindergartenerzieherInnen im Bereich 

der englischsprachigen Kommunikation und der Nutzung der ICT Techniken in der 

englischen Sprache. Im Rahmen des Projekts werden die Schulungen der englischen 

Sprache, in den Grundlagen der Computerbedienung (MS Windows, Internet und Email, 

Fremdsprache in ICT) und ein Personalentwicklungstraining durchgeführt. Die 

Schulungen erfolgten durch entsprechend qualifiziertes Personal.  

 
· Erhöhung der Berufsqualifikationen der Polizei- und    Behördenbeamten – 

Vervollkommnung der Fähigkeiten in der Fremdsprache nkommunikation  
 

Dauer des Projekts:  2006.05.02 – 2008.01.15 
 

Das Projekt wird aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds, des Staatsbudgets und der 

Wojewodschaftsarbeitsämter kofinanziert. Dieses konkrete Projekt verläuft unter Aufsicht 

des Wojewodschaftsarbeitsamtes in Pozna� . 

 

Das Ziel des Projektes ist die Berufsqualifikationen der Zielgruppe in der 

Fremdsprachenkommunikation zu erhöhen. Im Rahmen des Projekts werden 

Schulungen in den Fremdsprachen (wahlweise) Englisch, Deutsch oder Französisch, in 

den Grundlagen der Computerbedienung (MS Windows, Internet und Email, 

Fremdsprache in ICT) und ein Personalentwicklungstraining durchgeführt.  

 
6. Zusammenfassung 
 
Einer der wichtigsten Herausforderungen, vor denen die Unternehmen in der ganzen Welt 

sowie Regierungen der einzelnen Staaten stehen, ist die richtige Verwaltung der 

Arbeitskraftressourcen älterer Arbeitnehmer. In vielen Ländern der Welt ist in den letzten 

Jahren die Anzahl der älteren Personen gestiegen und steigt weiter. Damit erhöht sich bei 

anhaltend niedrigen Geburtenraten das Durchschnittsalter der Bevölkerung.  Diese 

Erscheinung übt einen sehr großen Einfluss nicht nur auf die staatlichen Systeme der 

sozialen Fürsorge, sondern auch auf die Entwicklungsfähigkeit der Unternehmen aus. Es ist 
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zu betonen, dass die ungünstige demografische Struktur nicht nur ein Problem in 

Westeuropa ist, sondern zunehmend auch zum Problem in Polen wird.  

 

In den letzten zehn Jahren fanden große Veränderungen auf dem polnischen Arbeitsmarkt 

statt, die als Folge der Anpassung der Wirtschaft unseres Landes an die auf dem globalen 

Markt herrschenden Realitäten anzusehen sind.   

 
Die Form und Flexibilität des Arbeitsmarktes hängen in großem Maße von der 

Wirtschaftspolitik ab. In Polen ist sie nicht besonders anregend für Investitionen in neue 

Firmen, die neue Arbeitsplätze generieren sollen: Der Zugang zum Kapital für kleine und 

mittelständische Unternehmen ist weiterhin schwer, die Lohnnebenleistungen sind sehr 

hoch. Die Merkmale des polnischen Arbeitsmarkts sind weiterhin hohe Arbeitslosigkeit und 

die niedrigste Erwerbsquote der Bevölkerung in der Europäischen Union, sowie die 

niedrigste Beschäftigungsquote von Personen nach dem 55. Lebensjahr in der EU.  

 

Die Kennzahlen weisen  darauf hin, dass die Arbeitsressourcen  in dieser Alterskategorie 

nicht genutzt werden (die Beschäftigung betrug im Jahre 2005 in Polen 52,8% und in 

Dänemark 75,9%). Die Erwerbsquote oszillierte 2005 in den einzelnen Mitgliedsstaaten  

zwischen 79,8% in Dänemark und  58,1% in Malta. Die Länder mit der höchsten 

Erwerbsquote waren: Dänemark, Schweden, Holland, Großbritannien, Finnland. Die Länder 

mit der niedrigsten Erwerbsquote waren: Malta, Ungarn, Italien, Polen (Quelle: Eurostat.).  

 

 
Trotz einiger positiver Veränderungen, die auf dem EU-Arbeitsmarkt in den Jahren 2006-

2007 aufgetreten sind, und trotz der Arbeitslosigkeitsrate von nur 6,8% im Jahre 2007 im 

Vergleich zu 8,2% im Jahre 2006, gelingt es den EU-Ländern nicht, bis 2010 die geplanten 

Ziele der Lissabon-Strategie zu verwirklichen. Gemäß dieser Strategie sollten die EU- 

Länder zum Beispiel schon 2005 die Beschäftigungsquote auf 70% erhöhen, während diese 

Quote 63,7% betrug. Die Beschäftigungsquote der älteren Personen soll auf 50% erhöht 

werden, die Rate lag jedoch 2005 bei 42,5%.  Auch in Polen kam es in den Jahren 2006 - 
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2007 zur gewissen Verbesserung auf dem Arbeitsmarkt. Seit Polens EU-Beitritt (01.05.2004 

) erfolgt eine allmähliche Verbesserung der Arbeitsmarktindikatoren. Diese Verbesserung ist 

aber weiterhin ziemlich langsam und unzureichend, um die Situation in der Beschäftigung 

radikal zu ändern und die Emigration der jungen Menschen aus unserem Land zu bremsen. 

Der polnische Arbeitsmarkt zeichnet sich im Vergleich zum EU-Arbeitsmarkt durch folgende 

Merkmale aus: 

 
- hohe Erwerbsquote der Personen im Alter von 25-54 Jahren und die niedrigste 

Erwerbsquote von Personen im Alter von 55-64 Jahren; 
 
- das niedrigste Beschäftigungsniveau im Allgemeinen; 
 
- die niedrigste Beschäftigungsquote der Männer; 
 
- die niedrigste Beschäftigungsquote von älteren Arbeitnehmern (55- 64 Jahre); 
 
- sehr niedrige Beschäftigungsquote von Frauen (niedrigere Quote gibt es nur auf Malta);  
 
- sehr niedrige Beschäftigungsquote von Jugendlichen (nur in Litauen und Ungarn gibt es 

niedrigere Beschäftigungsquote von  Personen im Alter von 15 bis 24 Jahren);  
 
- höchste Arbeitslosigkeitsrate von Frauen und Jugendlichen;  
 
- hohe Rate der Langzeitarbeitslosen (nur Slowakei hat um 1,5% höhere Rate der 

Dauerarbeitslosigkeit); 
 
- niedrige Beschäftigungsquote im Dienstleistungsbereich, durchschnittliche 

Beschäftigungsquote in der Industrie und die höchste Beschäftigungsquote in der 

Landwirtschaft; 

 

- hohe Beschäftigungsquote im Allgemeinen (höhere Rate hat nur Griechenland) und 

Selbstbeschäftigung der Frauen, hoher  Prozentsatz der Beschäftigten mit einem festen 

Vertrag und eine niedrige Rate der Unterbeschäftigung der Frauen. Die Arbeitslosigkeit in 

Polen sinkt zwar, aber weiterhin hält sich in unserem Land eine der höheren Kennzahlen 

in der Europäischen Union - die  Armutsquote von 21%. Polen hat auch eine der höheren 

Arbeitslosigkeitsraten in der EU unter den älteren Menschen und eine der niedrigsten 
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Kennzahlen für das Durchschnittsalter  der den Arbeitsmarkt Verlassenden. Um das zu 

ändern, müssen die Arbeitnehmer zur längeren Erwerbstätigkeit und zur Erhöhung der 

Qualifikationen und die Arbeitgeber zur Beschäftigung von älteren Personen ermuntert 

werden.  

 

· Chancen und Perspektiven der Arbeitskraftnutzung be i älteren 
Personen. 

 
Die bisherigen demografischen Tendenzen bestätigen die Tatsache, dass eines der 

drängendsten Probleme des polnischen Arbeitsmarkts, das jetzt schon zu spüren ist und in 

der nahen Zukunft immer mehr spürbar wird, die Alterung der Arbeitnehmer sein wird. Dieser 

Prozess ist eine Folge der Alterung der Gesellschaft. Seine Merkmale sind der 

Geburtenrückgang und die  Steigerung der Lebenserwartung. Nach den Vorhersagen des 

GUS (Hauptamt für Statistik) wird sich die Bevölkerungszahl Polens in den Jahren 2002-

2030 um 6,5% reduzieren.  

 

Die Anzahl der Personen im Alter über 50 Jahre wird in dieser Zeit um 44,4% steigen, und 

ihr Anteil in der allgemeinen Bevölkerungszahl wird sich von 29,2% auf 45,2% erhöhen 

(GUS, Bevölkerungsprognose). Im Bezug auf die Arbeitnehmer hatten wir in den Jahren 

1990-2010 mit einem steigenden Angebot der Arbeitskräfte zu tun. Dieses Angebot wird 

nach 2010 sinken. Von ca. 2036 ab werden die früher auftretenden Schwankungen den 

Trend sowohl in den Dörfern als auch in den Städten stabiler machen, bis 2030 auf gleichem 

Niveau, was eine jährliche Reduzierung des Arbeitskräfteangebots bedeutet. In den Dörfern 

erfolgt der Rückgang  der Arbeitnehmerzahlen mit einer fast 10-jährigen Verspätung im 

Vergleich zu den Städten. Die in unserem Land auftretenden Tendenzen zu  Veränderungen 

in den Zahlen der Bevölkerung im Erwerbsalter (indirekt  Arbeitnehmer) werden nicht nur 

quantitative sondern auch qualitative Folgen haben. Eine der Folgen ist die Altersstruktur 

dieser Arbeitnehmer. Die Demografen behaupten unter der Annahme des einfachsten 

Maßstabs – des Anteils der Bevölkerung im älteren (sog. nicht mobilen) Erwerbsalter-  dass 

nach den wesentlich geringen Veränderungen in der Zeit 2002-2016 ein tiefer 
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Alterungsprozess der Humanressourcen im Erwerbsalter folgen wird, also auch der 

Arbeitnehmer (Rosner, Stanny, 2008). Das Problem ist die steigende Anzahl der alten 

Personen vor allem die fortschreitende Berufsdeaktivierung der älteren Personen (d.h. im 

Alter 55-64 Jahre). Das bestätigen auch die Angaben der Tab. 2, die anzeigt, dass die 

Beschäftigungsquote der Personen im Alter von 55-64 Jahren in Polen in den Jahren 1997-

2005 von 33,9% auf 27,2% also um 6,7 % gesunken ist. In dieser Zeit war sie niedriger als in 

der EU-25 und diese Differenz stieg systematisch: Vom Niveau -1,8% bis aufs Niveau -15,3 

%. (Quelle: Eurostat,)  

 

Eine bekannte Regelmäßigkeit ist die Tatsache, dass das Niveau der Beschäftigungsquote 

der älteren Personen eng mit dem Durchschnittsalter des Austritts aus dem 

Arbeitsnehmerkreis verbunden ist, also mit der definitiven Abwanderung aus der Gesamtheit 

der Erwerbstätigen in die Gesamtheit der nicht erwerbstätigen Personen. Das 

Durchschnittsalter des Austritts aus dem Arbeitnehmerkreis lag in Polen im Jahre 2005 bei 

59,5 Jahren, während es in der EU-25  60,9 Jahre betrug. Daraus geht hervor, dass der 

durchschnittliche Pole (ob als  Erwerbstätiger oder Arbeitsloser) dem Arbeitsmarkt um 1,4 

Jahr kürzer zur Verfügung steht als der durchschnittliche Bürger der Europäischen Union. Es 

ist zu vermerken, dass der Rückgang der Berufsaktivitätsquote in unserem Land in den 

letzten Jahren in der Personengruppe der 60 bis 64-Jährigen und über 64 Jahre stärker als 

in der Altersgruppe von 55 bis 59-Jährigen erfolgte. Das resultierte aus der in den 90er 

Jahren durch den Staat eingeführten Politik der „Bekämpfung” der Arbeitslosigkeit,  die u.a. 

die Möglichkeit einer früheren Verrentung für einige Arbeitsnehmergruppen eröffnete.  

 

Angesichts der oben dargestellten ungünstigen demografischen Tendenzen ist es jetzt 

erforderlich, die Politik der beruflichen Aktivierung der älteren Personen zu realisieren. Die 

Steigerung der beruflichen Aktivität der älteren Menschen führt zur Verlängerung des 

Berufslebens. Das Problem liegt aber darin, die bestehende Voreingenommenheit 

gegenüber den älteren Personen zu brechen. Sie werden von den Arbeitgebern als 

„Arbeitnehmer des hohen Risikos” wahrgenommen, die das erforderliche Engagement in die 
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Firmentätigkeit nicht gewährleisten.  Das verursacht oft einen Widerstand gegen ihre 

Beschäftigung und vorrangig Entlassungen bei der Personalreduzierung. Gerade deswegen 

wird auf dem Arbeitsmarkt eher der Prozess der Berufsdeaktivierung von älteren Personen 

beobachtet, was gewöhnlich eine Folge von bestimmten einzelnen oder kombinierten 

Umständen ist: 

 

- Mangel an Kenntnis und Berufskompetenzen im Verhältnis zu den Anforderungen der 

gegenwärtigen Arbeitsmärkte; 

 

- diskriminierendes Verhalten der Arbeitgeber und leichter Zugang zu den Frührenten und 

Rentenleistungen. 

 

Die demografischen Prognosen für die einzelnen EU-Länder und Polen besagen, dass die 

Zahl der älteren Personen zunehmen wird. Wenn diese Personen außerhalb des 

Arbeitsmarkts bleiben, hat das Folgen sowohl für die Wirtschaft als auch für die öffentlichen 

Finanzen des Staates. Um diese negativen Folgen zu vermeiden, sind Maßnahmen zur 

beruflichen Aktivierung der älteren Personen zu intensivieren. 

 

In den hochentwickelten Ländern hat man die Notwendigkeit der Verlängerung des 

Berufslebens schon vor vielen Jahren bemerkt und verschiedene Methoden erarbeitet, die 

dies zum Zweck haben. In diesen Ländern werden auch Versuche der Ausarbeitung neuer 

Beschäftigungsmodelle und neuer Konzepte zur Verwaltung der Arbeitskräfte von älteren 

Personen vorgenommen. In Polen wurden dieser Versuche erst im Jahre 2006 in Form eines 

Pilotprogramms der Regierung unternommen, das an Personen im Alter von 50 Jahren und 

mehr gerichtet war. Die Realisierung dieses Programms führte leider weder zur Ausarbeitung 

von wirksamen Methoden der Verlängerung des Berufslebens der Zielgruppe, noch zur 

Verbesserung des jetzigen Beschäftigungsmodells und effektiver Verwaltung der 

Arbeitskräfteressourcen von älteren Personen in unserem Land.  
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Der Anteil der älteren Menschen auf unserem Arbeitsmarkt ist im Vergleich zu anderen EU-

Ländern weiterhin sehr gering. Die eingeführte Politik des Sofortschutzes der Rechte der 

älteren Arbeitnehmer ist nicht  wirksam und sichert keine Optimierung der Nutzung ihrer 

Arbeitskraft. Ungünstig ist auch das niedrige Alter besonders von Frauen, die dem 

Arbeitsmarkt nicht mehr zur Verfügung stehen. Folglich sollte man mehr Aufmerksamkeit der 

aktiven Politik der Pro-Beschäftigung widmen, die nicht nur hauptsächlich auf die 

Bekämpfung oder Milderung der Arbeitslosigkeit gerichtet sein sollte, sondern vor allem auf 

die Minderung der ungenügenden Beschäftigung der vorhandenen Arbeitskräfte, die von 

Jahr zu Jahr älter werden. Im Zusammenhang damit ist es notwendig, wirksame Methoden 

der beruflichen Aktivierung der älteren Personen und effektiver Verwaltung von älter 

werdenden Arbeitskräften auszuarbeiten.   

 
· Finanzkrise und Rezession 
 
Die Finanzkrise und der damit verbundene erschwerte Zugang der Wirtschaftsunternehmen 

zu den Krediten haben einen sehr ungünstigen Einfluss auf die Wirtschaft. Die Prognosen für 

die nächsten Monate sind nicht optimistisch. Die Zahl der aus betrieblichen Gründen 

erfolgten Entlassungen nimmt zu. Die gute Konjunktur ist in vielen Wirtschaftsbereichen zu 

Ende. Die Weltwirtschaftskrise verursacht die Produktionseinschränkung, was wiederum die 

Begrenzung der Beschäftigung und Arbeitslosigkeitssteigerung zu Folge hat. Gewisse 

Anzeichen der Belebung auf dem Arbeitsmarkt erschienen schon im Frühling 2009 mit dem 

Beginn der Saison für die Arbeiten in der Landwirtschaft, Forstwirtschaft, im Bauwesen oder 

in der Touristik. Man muss sich aber mit Geduld wappnen, da man nicht so schnell mit der 

Umkehrung der ungünstigen Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt rechnen kann. Es 

resultiert aus der hohen Anzahl der angekündigten Massenentlassungen und der fallenden 

Zahl der bei den Arbeitsämtern eingehenden Arbeitsangebote. Die Tendenz zur 

Massenentlassungen umfasst alle Altersgruppen, wobei die Arbeitnehmergruppen im 

Vorruhestandsalter riesige Probleme mit der erneuten Erwerbstätigkeit haben. Es werden 

unterschiedliche Aktivierungsprogramme und Möglichkeiten der Umschulung angeboten. Die 

Nachfrage übersteigt aber das Angebot. Andererseits zeigten die Forschungsergebnisse und 
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Prognosen des Arbeitsministeriums im zweiten Quartal 2009, dass 16% der Arbeitgeber in 

Polen eine Erhöhung der Beschäftigung geplant haben und zugleich 10% ihre Reduzierung 

voraussehen. Die Arbeitgeber wurden vorsichtiger in den Entscheidungen über die 

Anhebung der Beschäftigung, weil die Prognose der Netto- Beschäftigung vom Quartal zu 

Quartal sinkt. Die meisten Arbeitgeber haben die Erhöhung der Beschäftigung im II. Quartal 

dieses Jahres in der Ostregion (+13%) angegeben, die die Wojewodschaften lubelskie, 

podkarpackie, � wi� tokrzyskie und podlaskie umfasst. Trotz der schwachen Konjunktur hat 

Polen als einziges Land der EU ein ansteigendes BIP und die Netto- Prognosen für 

Beschäftigung in Polen sind im Vergleich zu den sonstigen EU-Staaten günstig. 
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Diagramme zur Bevölkerungsentwicklung 1990 bis 2050  
 
Polen Bevölkerungspyramide für das Jahr 1990   
Alter und Geschlecht Verteilung für das Jahr 1990:  

 
 
 
 
Polen Bevölkerungspyramide für das Jahr 1995  
 Alter und Geschlecht Verteilung für das Jahr 1995:   
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Polens Bevölkerungspyramide für das Jahr 2000  
 Alter und Geschlechtsverteilung für das Jahr 2000  

 
 
 
Polens Bevölkerungspyramide für das Jahr 2003  
 Alter und Geschlechtsverteilung für das Jahr 2003:   
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Polens Bevölkerungspyramide für das Jahr 2005  
 Alter und Geschlechtsverteilung für das Jahr 2005:   
 
 
 

Polens Bevölkerungspyramide für das Jahr 2010  
 Alter und Geschlechtsverteilung für das Jahr 2010:   
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Polens Bevölkerungspyramide für das Jahr 2020  
Alter und Geschlechtsverteilung für das Jahr 2020  
 
 

Polens Bevölkerungspyramide für 2050  
Alter und Geschlechtsverteilung für das Jahr 2050  

Source Quelle:  

US Census Bureau July 17, 2003  


